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Einleitung

Fünfzehn Jahre nach Beginn der Prozessgeschichte des Falles Verein gegen
Tierfabriken (VgT) gegen die Schweiz hat die Grosse Kammer des Europäischen Gerichtsho-

fes für Menschenrechte (EGNIR) am 30. Juni 2009 einen vorläufigen Schlusspunkt

Lic . iur., wissenschaftliche Mitarbeiterinnen am Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europa-
recht von Prof. Dr . iur . Tobias Jaag und am Lehrstuhl für Öffentliches Recht . Europarecht und
Völkerrecht von Prof . Dr . iur. Holen Keller . Universität Zürich . Die Autorinnen danken Prof . Dr.
iur . Tobias Jaag und Prof . Dr . iur . Holen Keller für wertvolle Hinweise .
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unter den Rechtsfall gesetzt . ' Mit elf zu sechs Stimmen entschied die Grosse Kam-

mer, mit der wiederholten Verweigerung der Ausstrahlung eines Werbespots des
VgT über die Bedingungen der Nutztierhaltung sei die Meinungsäusserungsfreiheit

gemäss Art . 10 EMRK verletzt worden . ''

Der Fall beschäftigte in zwei Hauptverfahren verschiedene schweizerische Behörden
und Gerichte, darunter zweimal das Schweizerische Bundesgericht . ; Der EGMR er-

liess in der Rechtssache VgT gegen die Schweiz insgesamt drei Urteile ." Durch die

verschiedenen Verfahren wurden nationale Gesetzesbestimmungen neu interpretiert
und revidiert und eine kontroverse Debatte über den Umfang der staatlichen Ver-

pflichtungen zur Gewährleistung der Meinungsäusserungsfreiheit lanciert . Die lange

Prozessgeschichte des Falles ist daher in verschiedener Hinsicht und insbesondere für
das Verständnis des dritten EGMR-Urteils vom 30 . Juni 2009 von Bedeutung.

Der Grossen Kammer des Strassburger Gerichtshofs stellten sich angesichts der Viel-
zahl der vorausgehenden Urteile und der Komplexität des Falles schwierige Fragen
der Auslegung . Dabei fällt insbesondere der Massstab auf, den sich die Grosse
Kammer für die Beurteilung des Falles setzte : Die Konvention müsse als Ganzes ge-

lesen werden. das heisst in ihrem Gesamtzusammenhang und vor dem Hintergrund

ihrer Grundziele . Der sich aus dem Urteil ergebende Fragenkomplex soll hier auf die

folgenden drei Grundprobleme reduziert werden:

Zum ersten hatte der Gerichtshof zu entscheiden, ob ein Abweisungs- bzw . Nichtein-
tretensentscheid in einem nationalen Revisionsverfahren aufgrund mangelhafter Er-
füllung der Beschwerdevoraussetzungen nach nationalem Recht überhaupt eine er-
neute Überprüfung des Falles durch den EGMR erlaube . Insbesondere die
Abgrenzung gegenüber den Kompetenzen des Ministerkomitees des Europarates,
welches grundsätzlich zuständig ist für die Überwachung der Urteilsumsetzung, ge-
hörte dabei zur Kernuntersuchung durch die Grosse Kammer.

Auf nationaler Ebene ist zurzeit ein neuerliches Revisionsverfahren des VgT vor Bundesgericht
hängig mit dem Begehren, der Bundesgerichtsentscheid 2A .526/2001 vom 29. April 2002 sei auf-
zuheben und die Rechtswidrigkeit der verweigerten Ausstrahlung des Fernsehspots sei fest-
zustellen; das Revisionsgesuch ist abrufbar auf der Homepage des VgT;

http://www.vgt.ch/ju„tizwillkuer/tvspot-zensur/090708-revisionsgesuch_an_bger .pdf ; zuletzt
besucht am 5 . November 2009.
EGMR, Urteil vom 30 . Juni 2009 (Grosse Kammer), Verein gegen Tierfabriken (VgT) gegen die
Schwer (Nr . 2), Appl . Nr . 32772/02.
BGE 123 11 402 ; Bundesgerichtsurteil vom 29 . April 2002 . 2A .526/2001.
EGMR (Zweite Sektion), Verein gegen Tierfabriken (VgT) gegen die Schwer, Urteil vom
28 . Juni 2001, Appl . Nr . 24699/94; EGMR (Fünfte Sektion), Verein gegen Tierfabriken (VgT)
gegen die .Schwer, Urteil vom 4 . Oktober 2007, Appl . Nr . 32772/02 ; EGMR (Grosse Kammer),
Verein gegen Tierfabriken (VgT) gegen die Schwer (Nr . 2), Urteil vom 30 . Juni 2(X)9, Appl . Nr.
32772/02.
EGMR (Grosse Kammer), VgT gegen die Schi-eil (Fn . 2), § 83.
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Zum zweiten hatte sich der EGMR mit den Anforderungen an die adäquate Um-
setzung seiner Urteile durch die Vertragsstaaten auseinanderzusetzen . In diesem Zu-
sammenhang stellte sich auch die Frage nach der Verpflichtung der Mitgliedstaaten
zur Einführung von nationalen Revisionsverfahren.

Zum dritten erliess die Grosse Kammer durch ihre Entscheidung zum Fall VgT gegen
die Schweiz ein weiteres Grundsatzurteil zur Bedeutung von Art . 10 EMRK . Unter
diesem Gesichtspunkt setzte sich der EGMR insbesondere mit dem Begriff der posi-
tiven Verpflichtung eines Staates zur Gewährleistung der EMRK-Rechte sowie der
Bedeutung formeller Beschwerdevoraussetzungen im Konventionssystem auseinan-
der.

Zunächst soll die Prozessgeschichte des Falles VgT skizziert werden (nachfolgend
I1 .) ; anschliessend sind die Kernprobleme des Falles darzulegen und zu analysieren
(nachfolgend 111 . und IV.) ; das Urteil der Grossen Kammer ist schliesslich kurz zu
würdigen (nachfolgend V .).

II. Prozessgeschichte

A. Erstes Hauptverfahren (Januar 1994 bis Juni 2001)

Die Geschichte des Falles VgT gegen die Schweiz reicht zurück bis ins Jahr 1994. Im
Januar 1994 beabsichtigte der VgT, als Reaktion auf Fleischwerbung im Schweizer
Fernsehen einen Werbespot auszustrahlen, der auf die tierquälerischen Bedingungen
in der so genannten Nutztierhaltung aufmerksam machen sollte . Der Spot zeigt dabei
in einer ersten Szene Schweine, die sich, zusammengeschlossen in Familienverbän-
den, in der freien Natur bewegen und ein Nest bauen . Anschliessend wird diese Dar-
stellung dem Leben von Schweinen unter den Bedingungen der Gefangenschaft in
der Nutztierhaltung gegenübergestellt . Diese Bedingungen werden von einer Stimme
im Hintergrund mit dem Leben in Konzentrationslagern verglichen . Des Weiteren
werden einige Informationen über die Tierhaltung und die negativen Auswirkungen
des Fleischkonsums geschildert . Am Schluss des Spots wird den Zuschauern nahe
gelegt, weniger Fleisch zu essen, der „Gesundheit, den Tieren und der Umwelt zulie-
be” G

Am 10. und 24 . Januar teilte die AG für Werbefernsehen (AGW, heute Publisuisse
SA) dem VgT mit, dass sie den Spot nicht ausstrahlen werde, da er politischen Cha-
rakter aufweise . Aufgrund des in der Schweiz geltenden Verbots politischer Werbung

e Der Werbespot ist abrufbar auf der Homepage des VgT, http ://www .vgt .ch/justizwillkuer/tvspot-
zensur/index .htm ; zuletzt besucht am 5 . November 2009 .
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i .S .v . Art . 18 AbS . 5 aRTV' und Art . 14 aRTVV sei der Spot nicht erlaubt . Glei-

chermasSen sei er geschäftSSchädigend.' Der VgT gelangte in der Folge an die Gene-

raldirektion der Schweizerischen Radio- und FernSehgeSellschaft (SRG), an die Um-
abhängige BeSchwerdeinstanz für Radio und FernSehen (UBI), an das BundeSamt für

Kommunikation (BAKOM) Sowie an daS EidgenöSsische Verkehrs- und Energiewirt-
schaftsdepartement (EVED) und schlieSslich an daS Bundesgericht . Vor Bundesge-

richt machte der VgT eine Verletzung Seiner MeinungSäuSSerungsfreiheit gemäss

Art . 55 t" ' aBV (heute Art . 16 BV '") und Art . 10 EMRK " geltend . DaS Bundesgericht

wieS die BeSchwerde am 20 . AuguSt 1997 ab . ES beStätigte die vorhergehenden Be-

hördenentScheide in der Sache und wies darauf hin, daSs das Schweizer Fernsehen
zwar einen staatlichen LeiStungSauftrag beSitze, im Grunde aber privatrechtlich orga-

niSiert Sei ; bei der EntScheidung über die ZulaSSung von WerbeSpotS handle eS nicht
im Rahmen von öffentlichen Aufgaben . Demnach Sei es nicht verpflichtet, die Mei-
nungSäusSerungSfreiheit zu berücksichtigen . ES stehe der SRG frei, Bewerber für

WerbeSpotS abzulehnen . Weiter hielt daS BundeSgericht in seinem EntScheid feSt,
dass der vorliegende Spot mit der Werbung der FleiSchinduStrie für deren eigene
Produkte zur UmsatzSteigerung nicht vergleichbar Sei ; die Qualifikation deS Werbe-

Spots durch die SRG alS „heikel unter dem GeSichtswinkel deS VerbotS der politi-
Schen Werbung” und ihre daraus begründete Ablehnung sei Sachlichvertretbar.

Der VgT gelangte in der Folge an den Europäischen GerichtShof für MenSchenrechte,
desSen Zweite Sektion die BeSchwerde mit Urteil vom 28 . Juni 2001 einstimmig gut-

hiess . Dabei argumentierte der EGNIR, die SRG Sei zwar grundSätzlich dem Schwei-
zerischen Privatrecht zuzuordnen, in der EntScheidung über daS Verbot der politi-
Schen Werbung handle sie jedoch geStützt auf das öffentliche Recht . Das Handeln der

SRG habe im vorliegenden Fall de facto zu einem Verbot der freien MeinungSäuSse-

rung des VgT geführt . Die Handlung falle dadurch in den Verantwortlichkeitsbereich

deS Staates und sei vom Schutzbereich von Art . 10 EMRK erfasst . " Das allgemeine

Verbot der politiSchen Werbung in Art . 18 AbS. 5 aRTVG erachtete der EGMR alS

(Altes) Bundesgesetz über Radio und Aernsehen vom 21 . Juni 1991 (aRTVG ; AS 1992 . 601 ff.);

Art . 18 Abs . 5 aRTVG wurde ersetzt durch Art. 10 Abs . 1 lit . d und e, sowie Abs . 4 lit . a. des
heutigen Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen vom 24 . März 2016 (RTVG ; SR 784 .40).

" (Alte) Radio- und Fernsehverordnung vom 6. Oktober 1997 (aRTVV . AS 1997 . 2903 ff.) ; für die
heutige Radio- und Eernsehverordnung vom 9 . März 20)7 (RTV V, SR 784.401) siehe Art . 17.

" Die Dokumente der AWG sind öffentlich nicht zugänglich, ebenso wenig jene der UBI und des
BAKOM ; die Darstellung der Ereignisse stützt sich auf BGE 123 U 402.

1D Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18 . April 1999 (SR 101).
" Konv ention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4 . November 1950

(EMRK ; SR . 0 .101 ), in Kraft getreten am 3 . September 1953, für die Schweiz am 28 . November
1974, Ratifikationsstand : 47 Staaten (Stand : 4 . Oktober 2007).

1' BGE 123 11402, 418 . Das Bundesgericht verwies insbesondere auf Art . 18 Abs . 5 aRTVG.
13 Zur Qualifaktion der Handlung* der SRG als privat- oder öffentlich-rechtlich siehe z .B . DOCQUlR,

Partieipation . 1048 f.
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zu restriktiv. Im vorliegenden Fall Sei eine NichtauSStrahlung nicht alS verhältnis-
mäsSig oder als in einer demokratischen GeSellSchaft erforderlich zu bezeichnen . Es
seien keine überwiegenden Interessen erSichtlich, die für ein Verbot der AuSStrahlung
Sprächen, da der Spot deS VgT lediglich auf verSchiedene Meinungen in einer anhal-
tenden europaweiten Debatte über die Haltung von Tieren zu NutzungSzwecken auf-
merkSam mache . Vor allem Sei der VgT keine finanziell mächtige Gruppierung, vor
deren unzuläSSigem EinfluSs die öffentliche Meinung oder die Unabhängigkeit deS
Schweizer FernSehens beSchützt werden müsse . `

B. Zweites Hauptverfahren (November 2001 bis Juni 2009)

Nach GutheiSSung der BeSchwerde durch den EGMR gelangte der VgT am 31 . Okto-
ber 2001 mit einem erneuten GeSuch zur AuSStrahlung des WerbeSpotS an die Publi-
suisse AG (vormalige AG für WerbefernSehen AGW) . Die einzige Änderung deS
SpotS bestand in der Anfügung eines zuSätzlichen HinweiSes auf die VorgeSchichte
deS WerbefilmS und auf daS Urteil deS EGMR vom 28 . Juni 2001 . DieSeS Gesuch
wurde von der Publisuisse AG am 30 . November 2001 briet1ich abgelehnt . "'

Nach dieSer erneuten Ablehnung gelangte der VgT geStützt auf Art . 139a AbS . 1 (deS
damalS geltenden) OG " mit dem Begehren an daS BundeSgericht, deSsen frühereS
Urteil vom 20. August 1997 aufgrund des inzwischen ergangenen EGMR-Urteils zu
revidieren . DaS BundeSgericht wies dieSeS Begehren am 29 . April 2002 ab, Soweit eS
darauf eintrat, " und stellte sich auf den Standpunkt, dass die Vertragsstaaten der

EMRK nach Art . 46 AbS . 1 EMRK zwar verpflichtet seien, die Urteile deS EGMR
umzusetzen. DarauS laSSe sich aber kein Anspruch auf Wiedereröffnung eines Ver-
fahrenS ableiten, da die Art und WeiSe der UmSetzung der Urteile den Staaten SelbSt
vorbehalten sei . '()

Des Weiteren machte das Bundesgericht geltend. der BeSchwerdeführer habe die
formellen Voraussetzungen für ein RevisionSverfahren nach Art . 139a und Art . 140
OG nicht eingehalten ; insbesondere sei der ReviSionsgrund und die an-estrebte Än-
derung des Dispositivs nicht dargelegt worden . Schliesslich erScheine es wenig wahr-

" Heute Art . 10 Abs . 1 lit . d RTVG.
` EGMR (Zweite Sektion), VgT Verein gegen Tierfabriken gegen die Schreden (Fn . 4) . Aür eine

Analyse des Urteils der Zweiten Sektion zum ersten Hauptverfahren bezüglich des VgT Aalles
siehe z .B . DOCQUIR, Participation, passim.
Dieser briefliche Entscheid der Publisuisse AG ist nicht publiziert.
Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege vom 16 . Dezember 1943 (OG : AS
2000, 2719 ff.) : nicht mehr in Kraft . Das OG wurde ersetzt durch das Bundesgesetz über das
Bundesgericht vom 17 . Juni 2005 (BGG : SR 173 .1 10), in Kraft seit 1 . Januar 2007 . Art . 139a OG
entspricht heute Art . 122 BGG.

's Bundesgerichtsurteil vom 29. April 20)2, 2A .526/2001, E . 5.
19 Bundesgerichtsurteil vom 29, April 2(x)2 (Ait . 18), F. 2 .1 .
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scheinlich, daSS der VgT nach acht Jahren immer noch ein aktuelles praktiScheS Inte-

resSe an der AuSStrahlung des WerbespotS habe ; eS gehe ihm offenbar mehr um den

Hinweis auf die Vorgeschichte deS SpotS und daS EGMR-Urteil vom 28 . Juni 2001

und die Bedingungen der Nutztierhaltungen hätten sich in der Zwischenzeit wohl

auch geändert .-

Am 3 . März 2003 wieS auch daS BAKOM die BeSchwerde deS VgT gegen die erneu-

te Verweigerung der Ausstrahlung deS SpotS durch die Publisuisse AG ab . Daraufhin
zog der VgT die erneute AbweiSung deS ReviSionsbegehrenS durch das Bundesge-

richt an den EGMR, deSSen Fünfte Sektion am 4. Oktober 2007 mit fünf zu zwei

Stimmen die Beschwerde guthiesS und eine erneute Verletzung von Art . 10 EMRK

durch die Schweiz feStStellte.

Die Fünfte Sektion führte aus, daSS die Überwachung der EGMR-Urteile zwar grund-
sätzlich dem MiniSterkomitee vorbehalten sei, doch könne Sich der EGMR unter Um-
Ständen erneut mit einer von ihm bereits beurteilten Sache befassen . DieS gelte inSbe-

Sondere bezüglich Sich neu ergebender TatSachen im ZuSammenhang mit neuen
nationalen Urteilen zur Sache. Die ÄusSerungen des Schweizerischen BundesgerichtS

zum angeblich fehlenden InteresSe deS VgT an der AuSStrahlung deS WerbespotS
qualifIzierte die Fünfte Sektion als neue TatSachen in einem an Sich bereits abge-
Schlossenen Fall und trat auf die Beschwerde ein . In der materiellen Prüfung bestätig-
te die Fünfte Sektion anSchlieSSend, dass die Art der UmSetzung der EGMR-Urteile

gemäSS Art . 46 AbS. 1 EMRK grundSätzlich den Staaten überlassen sei ; der EGMR
könne den Verletzerstaaten in diesem Sinne die Wiederaufnahme eineS Verfahrens
nicht vorSchreiben, obwohl er dieS regelmäsSig empfehle . Die AbweiSung der Be-
Schwerde aufgrund deS ArgumentS des fehlenden rechtlichen IntereSSeS Stelle in casu

aber eine neuerliche Verletzung von Art . 10 EMRK dar. Zwar Sei daS vom Be-
Schwerdeführer eingereichte RevisionSbegehren äuSSerSt knapp verfaSst ; die Abwei-

Sung der Beschwerde durch das BundeSgericht aufgrund dieSer Knappheit Sei jedoch
überSpitzt formaliStiSch . DaS BundeSgericht habe keine überzeugenden Argumente
darlegen können, weShalb die Bedingungen der Tierhaltung sich Seit 1994 entSchei-
dend geändert haben Sollten und weShalb demnach der VgT kein aktuelles IntereSSe
an der AusStrahlung deS SpotS mehr haben Sollte . 2[

Die Schweiz zog dieSeS Urteil an die Grosse Kammer, welche am 30 . Juni 2009 mit
elf zu sechs Stimmen den Entscheid der Fünften Sektion schützte und damit eine
Verletzung der MeinungSäuSSerungSfreiheit im Sinne von Art . 10 EMRK durch die

Schweiz bestätigte.22 DaS Urteil der GroSSen Kammer ist GegenStand der folgenden

Betrachtungen.

20 Bundesgerichtsurteil vom 29 . April 2002 (Fn . 18), E. 3 .3.
21 EGMR (Aünfte Sektion), Verein gegen Tierfabriken (VgT) gegen die Schweden (Fn . 4), § 62.
r EGMR (Grosse Kammer), VgTgegen die Schweiz, (Fn . 2), § 98.
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III. Eintretensfragen im Urteil der Grossen Kammer

A. Übersicht

BereitS vor der materiellen Prüfung deS FalleS hatte Sich die GrosSe Kammer mit dem
komplexen Bereich ihrer Eintretenskompetenzen auf BeSchwerden auseinanderzuSet-

zen und die schwierige Abgrenzung von den BefugnisSen deS MiniSterkomiteeS zur

Überwachung der UmSetzung bereitS gefällter EGMR-Urteile vorzunehmen . Nach-

folgend soll diese Eintretensdebatte zunächSt analySiert und in den grösSeren Zu-

Sammenhang der Grundziele der EMRK geStellt werden.

B. Zulässigkeit der Beschwerde nach Art . 35 Abs. 2 lit . b EMRK

1 .

	

Sachliche Zuständigkeit des Ministerkomitees zur
Urteilsüberwachung

Art . 46 AbS. 2 EMRK Statuiert den GrundSatz, dass die Überwachung der Durchfüh-

rung der EGMR-Urteile dem Ministerkomitee alS Exekutivorgan des Europarats ob-
23liegt . Wird eine BeSchwerde gegen einen MitgliedStaat gutgeheiSSen, So fordert daS

MiniSterkomitee dieSen Staat auf, eS über die MasSnahmen zu unterrichten, welche er

als Reaktion auf das Urteil deS GerichtShofs treffen wird . Erst wenn daS Ministerko-

mitee diese vom Verletzerstaat beabSichtigten MaSSnahmen alS ausreichend erachtet,

erklärt eS in einer ReSolution, daSS der betreffende Staat Seinen Pflichten gemäSs

Art . 46 AbS. 2 EMRK nachgekommen Sei . Das MiniSterkomitee verfügt nicht über

ein WeiSungsrecht ; eS kann nur Empfehlungen und VorSchläge anbringen, jedoch

keine ZwangSvollStreckung im Sinne eineS konkreten EingriffeS auSüben . Wenn der
EGMR wie im vorliegenden Fall am 28 . Juni 2011 ein FeStStellungsurteil erlaSsen

hat, darf daS MiniSterkomitee lediglich in einer ReSolution feSthalten, ob der betref-

fende Staat die erforderlichen MaSSnahmen getroffen hat oder nicht . Dem EGMR

wiederum Steht eine Überprüfung dieSer Resolution des MinisterkomiteeS nicht zu . 24

Das Ministerkomitee setzt sich zusammen aus den Aussenministern der Vertragsstaaten und den
ständigen diplomatischen Vertretern : es ist sowohl Regierungsorgan als auch ein gemeinschaftli-
ches Forum, in welchem einige der wichtigsten Entscheidungen innerhalb des Europarates getrof-
fen werden . Die Übertragung der Kompetenz zur Überwachung der EGMR-Urteile zeigt sowohl
die Wichtigkeit dieser Aufgabe als auch die Skepsis bezüglich der tatsächlichen Umsetzung der
Urteile in den Mitgliedstaaten . Vgl . zur Rolle des Ministerkomitees weiter CAFLISCH, Überwa-
chungsmechanismen, 125 ff . ; KELLER/BFRTSCHI, Erfolgspotenzial . 204 ff . ; SUNBERG . Arrets de
la Cour, 1515 ff.

24
VILLIGER, Handbuch, 150 .
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Im Rahmen der Eintretensfrage hatte Sich der EGMR im Fall VgT mit einem Ein-
wand der Schweiz zu befasSen . die BeSchwerde Sei ratione materiae als unzuläsSig
zurückzuweiSen . Lediglich daS Ministerkomitee, nicht aber der EGMR Sei für die
Überwachung der UmSetzung bereitS gefällter Urteile zuständig . Im Fall VgT liege
mit der EntScheidung deS EGMR vom 28 . Juni 2001 bereits ein Urteil in der Sache
vor; den sich aus dieSem Urteil ergebenden Verpflichtungen sei die Schweiz umge-
hend nachgekommen. Die Schweiz machte geltend, eine neuerliche BefasSung mit
der Sache durch den StraSSburger GerichtShof verlagere entSprechend die Verant-
wortlichkeit für die Überwachung der UrteilSumsetzung in unzuläSSiger Weise vom
MiniSterkomitee auf denEGMR.25

In der Tat hatte die Schweiz im AnschluSs an das erSte Urteil der Zweiten Sektion deS
EGMR vom 28 . Juni 2001 im Fall VgT verschiedene MaSSnahmen ergriffen, um er-
neute gleichartige Verletzungen von Art . 10 EMRK zu verhindern . Dem VgT wurde
die auSgeSprochene EntSchädigung auSbezahlt und durch Art . 139a OG eine ReviSi-
onsmöglichkeit auf nationaler Ebene in AusSicht gestellt . DaS EGMR-Urteil wurde
auch dem BAKOM, dem UVEK Sowie dem Bundesgericht zur Information zuge-
Stellt, in FachzeitSchriften und auf amtlichen Internetseiten veröffentlicht und im Jah-
reSbericht deS BundeSrateS über die Tätigkeiten der Schweiz 2001 erwähnt .' DaS
Urteil der Zweiten Sektion deS EGMR führte inSbeSondere zu einer engeren AuSle-
gung des Begriffes der politischen Werbung und zur Revision der entsprechenden
Gesetzesartikel in der GeSamtreviSion deS BundeSgeSetzes über Radio und FernSehen
(RTVG) . 27 DaS MiniSterkomitee des Europarates stellte deShalb im Juli 2003 feSt, daSS
die. Schweiz ihren Verpflichtungen unter Art . 46 AbS . 1 EMRK nachgekommen sei,
und betrachtete die RechtsSache alS abgeSchloSSen . ''

Allerdings Spielten sich inzwiSchen weitere relevante UmsetzungSvorgänge in der
Schweiz ab, die in der Resolution nicht thematiSiert wurden und von denen daS Mi-
niSterkomitee keine KenntniSSe hatte . Obwohl die betroffenen Staaten nach den Rules
for the Supervision des MinisterkomiteeS dazu angehalten Sind, daS MiniSterkomitee
über die eine UrteilSumSetzung betreffenden Entwicklungen in Kenntnis zu Setzen, 29

war das MiniSterkomitee inSbeSondere über die AbweiSung deS ReviSionSbegehrens
durch das Bundesgericht am 29 . April 2002 nicht informiert worden . 30 Aufgrund die-
ser fehlenden Information über daS abgewieSene ReviSionsbegehren war eine den
Entwicklungen angemessene Überwachung der UrteilSumSetzung deShalb nicht ge-

25 EGMR (Grosse Kammer), VgT gegen die Schweiz (Fn . 2) . §§ 47 ff.
'' BBI 2001, 1632 . siehe zu den verschiedenen Massnahmen Resolution ResDH (2003) 125 vom 22.

Juli 2003 des Ministerkomitees des Europarates.
BIM 2003, 1676 f. ; für die gesetzlichen Grundlagen vgl . vorne . Fn . B.

's Vgl . Appendix zu ResDH (2(x)3) 123 (Fn . 26).
w Vgl. Committee of Ministers, Rules for the Supervision of the execution of judgments and an the

terms of friendly settlements of 10 May 2(x)6, Rule 6 Ziff . 1.
'e EGMR (Grosse Kammer) . VgT gegen die Schweiz (Fn. 2) . § 67.
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währleistet und eS Stellte Sich die Fra ge, ob der EGMR die GeSchehniSSe in Solchen
Fällen überprüfen darf.

2.

	

Kompetenz des EGMR zur Überprüfung neuer Tatsachen

Wie bereitS angemerkt, Steht dem EGMR eine Uberprüfung der Uberwachungsreso-
lutionen des MiniSterkomitees grundSätzlich nicht zu . " Gleichwohl impliziert dieSer
GrundSatz nicht, dass es dem EGMR Schlechthin verwehrt iSt, sich im Rahmen der
UmSetzungSüberwachung durch daS MiniSterkomitee erneut mit einem Urteil zu be-

fasSen . 32 Die im Juli 2003 ergangene FeStStellung des MiniSterkomitees, die Schweiz

sei den Sich aus Art . 46 Abs. 1 EMRK ergebenden Verpflichtungen zur UmSetzung
deS Urteils nachgekommen, verhindert in den meiSten Fällen –jedoch nicht immer –
daSS Sich der EGMR mit der Sache erneut befaSSt.

GemäSS Art . 35 AbS. 2 lit . b EMRK darf der GerichtShof Sich nur dann nicht mit ei-
ner BeSchwerde auSeinanderSetzen . wenn dieSe „im weSentlichen mit einer Schon
vorher vom GerichtShof geprüften BeSchwerde übereinStimmt oder schon einer ande-
ren internationalen Untersuchungs- oder VergleichSinstanz unterbreitet worden ist”.
Treten hingegen neue rechtSrelevante TatSachen hinzu oder ergibt Sich eine neuer-
liche EMRK-Verletzung im Rahmen der Umsetzung eineS Urteils, So kann eS dem
EGMR durchaus zustehen, auf einen im GrundSatz bereitS abgeurteilten Sachverhalt

zurückzukommen ." DieS ergibt Sich auch auS dem GrundSatz der effektiven RechtS-

durchSetzung . ';

Der sich auS Art . 35 Abs. 2 lit . b EMRK ergebende Unzulässigkeitsgrund, welcher
der res iudicata entSpricht, wird vom Gerichtshof Streng angewendet, d .h . eng auSge-
legt . Erforderliche VorausSetzungen für diesen Unzulässigkeitsgrund Sind kumulativ
eine bereits erfolete, materiellrechtliche Prüfung der Streitsache durch den EGMR
einerseits und daS Nichtvorhandensein neuer EMRK-relevanter Tatsachen anderer-
seits . Die Übereinstimmung von BeSchwerden liegt regelmäsSig vor, wenn Be-
schwerdeführer, Sachverhalt und Beschwerdegegenstand identiSch Sind . "

Eine Identität deS BeschwerdegegenstandeS iSt dann nicht gegeben, wenn vom glei-
chen Beschwerdeführer neue relevante TatSachen („relevant new information`) gel-
tend gemacht werden.36 Solche neuen Tatsachen können sich nur ergeben, wenn sie

" Vgl . vorne . Fn . 24.
Vgl . dazu z .B . EGMR, Letertne gegen Frankreich . Urteil vom 29 . April 1998, Appl . Nr.
36317/97 ; EGMR, Rando ,Segen Italien, Urteil vom 15 . Aebruar 20(x1, Appl . Nr . 38498/97, § 17;
EGMR . Mehemi ,Segen Frankreich (Nr . 2) . Urteil vom 10 . April 2003, Appl . Nr. 53470/99, § 43.

33 Art . 35 Ahs . 2 lit . b letzter Teil des Satzes.
'4

Vgl . dazu sogleich III .B.3.
s MEYER-LADEWIG, Konvention, Art . 35 N 25.
° Vgl . dazu z .B . EGMR, Urteil vom 14 . Februar 2(X)6, Folgero und andere gegen Norwegen, Appl.

Nr. 15472/02 .
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zum Zeitpunkt deS Urteils noch nicht bekannt waren . 37 Nicht als neu zu qualifizieren

Sind neue rechtliche Argumente zur AuSlegung der Konvention ; auch zusätzliche In-

formationen zum innerStaatlichen Recht Seitens des BeschwerdeführerS können keine

neuen Tatsachen begründen.

Die Grenzziehung zwischen identiScher und nicht identiScher Sache iSt nicht immer

einfach, insbeSondere, wenn unweSentliche neue TatSachen vorgebracht werden . Für

die UnterScheidung ist letztlich die „identity of cause and object” alS Kriterium he-

ranzuziehen ; "' zu prüfen ist im Einzelfall, ob im VerhältniS zwischen der alten und

der neuen Beschwerde von einer Identität des GrundeS und deS ZweckS der Be-

schwerde auszugehen ist . 40

HinSichtlich der Beurteilung, ob im vorliegenden Fall VgT gegen die Schwer neue
TatSachen vorlagen, iSt die RechtSprechung des GerichtshofS im Bereich der durch

daS Ministerkomitee überwachten Urteilsumsetzung heranzuziehen . Der EGMR hielt
bereitS in früheren Urteilen feSt, daSS im Zuge der DurchSetzung von EGMR-Urteilen

erfolgte Wiederaufnahmeverfahren auf nationaler Ebene neue Konventionsverletzun-

gen und damit in derSelben Sache neu zu beurteilende TatSachen zur Folge haben
können .4I Der GerichtShof hat in der Vergangenheit wiederholt daS Vorliegen neuer

Tatsachen inSbeSondere dann angenommen, wenn eine Verletzung eineS Konven-

tionSrechteS in der Phase der UrteilSumSetzung über längere Zeit anhielt, So z .B. bei

der Aufrechterhaltung eines willkürlichen FreiheitSentzugeS, der durch den EGMR
zuvor alS Verletzung von Art . 5 EMRK qualifiziert worden war.''̀ AuS dieSer Recht-
Sprechung des StraSSburger GerichtShofS läSSt Sich der Grundsatz ableiten, dasS der in

der Phase der UrteilSumSetzung andauernde Charakter einer Konventionsverletzung

eine ausschlaggebende Rolle Spielt für einen auf neue Tatsachen geStütztenEintretensentscheid.43

Int/Komm/ROGGE, Art . 27, nos . 586 ff. ; MEYER-LADEWI( ;, Konvention, Art . 35 N . 26 ; VILLIGER,
Handbuch, 67.

38 Vgl . dazu z .B . PEUKERT, EMRK-Kommentar, Art . 35 N 54.
3" VILLIGER, Handbuch, 66 f . Von dieser Zulässigkeitsvoraussetzung ist die seltene Wiederaufnah-

me eines Verfahrens vor dem Gerichtshof zu unterscheiden . Diese kann nur erfolgen, wenn der
Gerichtshof in seinem Urteil einem faktischen Irrtum unterlag (z .B . hinsichtlich der Erschöpfung
des Instanzenzugs) . Ein rechtlicher Irrtum kann dagegen nicht zur Wiederaufnahme des Verfah-
rens führen.

°f Vgl . EGMR, X. gegen Grossbritannien, Entscheid vom 3 . Oktober 1979, Appl . 8233/78 ; vgl.
dazu auch ausführlich HERTIG RANDALL/RUEDIN, L'execution des arrets, 651, 654 f.

61 Vgl . dazu z .B . EGMR, Hertel gegen die Schweden . Entscheid vom 17 . Januar 2001, Appl . Nr.
53440/99 ; EGMR, Lyons und andere gegen Grossbritannien, Entscheid vom 4 . Juli 2003, Appl.
Nr . 15227/03.

12 Vgl . dazu z.B . EGMR. Ilasçu und andere gegen Moldawien und Rassland, Urteil vom 12 . Juli
2007, Appl . Nr . 4878/99 ; VILLIGER, Handbuch, 67 ; vgl . auch weiter führend EGMR . Hertel ge-
gen die Schweden, Entscheid vom 17 . Januar 2001, Appl . Nr . 53440/99 ; EGMR, Lyons Bord andere
gegen Grossbritannien . Entscheid vom 4. Juli 2003, Appl . Nr . 15227/03.

i} Vgl . dazu auch HERTIG RANDALL/RUEDIN . L'execution des arrets, 651 . 655.
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Vor dem Hintergrund dieser PraxiS Stellte sich im Verfahren vor der GroSSen Kam-
mer die Frage, ob die Abweisung deS ReviSionSgeSucheS deS VgT durch daS Schwei-
zerische Bundesgericht geeignet war, neue TatSachen zu begründen . In seinem Ent-
Scheid über daS ReviSionSbegehren argumentierte daS Bundesgericht, die
Anforderungen, die Sich aus der BegründungSpflicht ergeben, 4 Seien durch das Be-
gehren nicht erfüllt worden . InSbeSondere habe der Beschwerdeführer nicht darge-
legt, worin Sein aktuelleS praktiScheS RechtsschutzintereSSe beStehe, das nur durch
die Revision gewahrt werden könne . 45

Im Rahmen Seiner Eintretensfrage äuSserte Sich daS BundeSgericht zum aktuellen
RechtsSchutzintereSSe deS BeSchwerdeführers und bezeichnete daS VorhandenSein
deSSelben als zweifelhaft . Damit nahm daS Bundesgericht in einem gewiSsen MaSs
materiell zu den BeSchwerdegründen Stellung und eröffnete dem EGMR die Mög-
lichkeit, neue TatSachen feStzuStellen :,46 Im erSten Verfahren hatte daS Verbot der
politischen Werbung alS Hauptargument zur AbweiSung der BeSchwerde geführt ; im
zweiten Verfahren hingegen das vermeintlich fehlende rechtliche InteresSe :', Zu-
sammen mit der AbweiSung deS VgT-Gesuches durch andere nationale InStanzen
liesS dieser Entscheid des SchweizeriSchen Bundesgerichts auS konventionsrechtli-
cher Sicht de .facto eine andauernde Verletzung der MeinungSäuSSerungSfreiheit deS
BeSchwerdeführerS in der PhaSe der UrteilsumSetzung vermuten . In dieSem konti-
nuierlichen Charakter der Kon v entionSverletzung lässt Sich die Kohärenz zur biSheri-
gen, oben dargelegten PraxiS deS EGMR hinSichtlich des Vorliegens neuer TatSachen

feststellen.48 Die von der Überwachung durch das MiniSterkomitee nicht erfaSSte
AbweiSung deS Revisionsbegehrens stellte Somit eine neue rechtsrelevante TatSache
dar, zu deren UnterSuchung der Gerichtshof befugt war . Die Grosse Kammer trat
deShalb auf die Beschwerde ein . ""

3 .

	

Ausdehnung der Überwachungsbefugnisse des Gerichtshofes?

Die vorangehenden Ausführungen zeigen, daSS die Abgrenzung zwischen der Kom-
petenz des Ministerkomitees zur Überwachung der UrteilsumSetzung und der Befug-
nis deS EGMR zur Überprüfung neuer Tatsachen in der PhaSe dieser UrteilSum-
setzung nicht immer einfach iSt . Mit Seinem Eintretensentscheid im Fall VgT hat der
GerichtShof seine Rolle gegenüber dem Ministerkomitee in diesen teilweiSe nicht

" Art . 140 OG : heute siehe Art . 42 BGG.
" Art . 89 Abs . 1 lit . c BGG ; GYGL Bundesverwaltungsrechtspflege . 153 ; Bundesgerichtsurteil vom

29 . April 2002 (Fn . 3), E . 3 .3.
4" Dies ist im Kapitel IV .D.4 in Zusammenhang mit der (materiellen) Überprüfung einer neuerli-

chen Verletzung von Art . 10 EMRK durch den EGMR noch vertiefend darzulegen.
" Vgl . hinten, IV.D.4.
4" Dies, auch wenn frühere Aälle in anderen Punkten vom Aall VgT teilweise abwichen ; vgl . dazu

oben Fn . 42 ; HERTIG RANDALL/RUEDIN, L'exdcution des arrets, 651 . 655 f.
'9 EGMR (Grosse Kammer), VgT gegen die Schweden. (Fn . 2). § 67 .
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klar gegeneinander abgrenzbaren Kompetenzgebieten verstärkt . 50 Wird die Abgren-
zung im Hinblick auf die der Konvention zugrunde liegenden Ziele betrachtet, so
ergibt sich, dass der EGMR nicht übermäSsig in die BefugniSSe des Ministerkomitees

eingegriffen hat . Der EGMR hat in seiner RechtSprechung wiederholt feStgestellt,

dasS die EMRK nicht eine Statische Konv ention, Sondern ein „living instrument” iSt,
welcheS StetS im Lichte gegenwärtiger Entwicklungen interpretiert werden muSS . Der

EMRK liege die AbSicht zugrunde, einen Grundrechtsschutz zu gewährleiSten, der
nicht nur theoretisch und illuSoriSch, Sondern praktiSch und effektiv sei . 51 Der Fall

VgT iSt ein anschauliches Beispiel für die dynamiSche AuSlegung der Konvention
durch den EGMR . 5` Wäre dem Gerichtshof im Bereich der UrteilSumsetzung eine
Überprüfung generell verwehrt durch den blossen HinweiS auf eine mögliche Über-
Schneidung mit den Kompetenzen deS MiniSterkomiteeS, So würden Sich neue Fragen
und mögliche konventionswidrige Handlungen bezüglich der Umsetzung von frühe-
ren Urteilen jeder Untersuchung auf Kon v entionSgrundlage entziehen . Dadurch wür-
de der GrundrechtSschutz der EMRK in dieSem Bereich empfindlich eingeschränkt,
waS nicht dem Grundziel und Gesamtzusammenhang der Konvention entSprechen
kann. Im Fall VgT iSt die Notwendigkeit der ÜberprüfungSbefugniS durch den
EGMR inSbeSondere aufgrund der Tatsache anzuerkennen, daSs daS MiniSterkomitee
über den AuSgang deS ReviSionsverfahrens nicht informiert worden war und die
Überwachung der UrteilSumsetzung deShalb bereitS abgeSchloSsen hatte.

IV. Materielle Prüfung durch die (Trosse Kammer

A. Übersicht

Nachdem die GroSse Kammer auf die BeSchwerde eingetreten war, hatte Sie Sich mit
weiteren komplexen Fragen auSeinanderzuSetzen . Sie unterSuchte vor allem drei
RechtSbereiche : Zum erSten die Verpflichtung der Nlitgliedstaaten zur Umsetzung
von EGMR-Urteilen, zum zweiten die Sich auS der Konvention allenfalls ergebenden
poSitiven Verpflichtungen zur GewährleiStung der Grundrechte und SchlieSSlich — im
Rahmen der eigentlichen KernunterSuchung zu Art . 10 EMRK — die Bedeutung deS
Grundrechtes der Meinungsäusserunasfreiheit im Zusammenhang mit prozeSSrechtli-
chen BeschwerdevorausSetzungen auf nationaler Ebene.

5p HERTIG RANDALIRUEDIN, L'execution des arrets, 651, 654 ff.
Vgl . dazu z.B . EGMR, Arrico gegen Italien, Urteil vom 13 . Mai 1980, Appl . Nr . 6694/74, § 33.
Vgl . dazu z.B . EHLERS, Allgemeine Lehren. N 23.
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B. Umsetzung der EGMR-Urteile nach Art . 46 Abs. 1 EMRK

1 .

	

Wirkung und Umsetzungspflicht

ln der materiellen Prüfung deS Falles VgT gegen die Schweiz hatte sich die GrosSe
Kammer zunächst mit dem Einwand der Schweiz auseinanderzuSetzen, die Art und

WeiSe der UmSetzung von EGMR-Urteilen nach Art . 46 AbS . 1 EMRK obliege ein-
zig dem betreffenden Staat . InsbeSondere könne daraus keine Pflicht zur automati-
schen Durchführung eineS Revisionsverfahrens abgeleitet werden . Die GroSSe Kam-

mer führte in Entgegnung auf diese Einwände auS, um eine allfällige neuerliche
Verletzung von Art . 10 EMRK zu unterSuchen, Sei zunächst die Wichtigkeit der Ver-
pflichtung aller VertragSStaaten zur UmSetzung der Urteile des GerichtShofeS gemäSS

Art . 46 AbS. 1 EMRK zu berücksichtigen . ']

Der EuropäiSche GerichtShof für MenSchenrechte erläSSt grundSätzlich keine Gestal-
tungs-, sondern lediglich FeStStellungsurteile ; zuSätzlich zu einer feStgestellten Ver-
letzung kann er SchadenerSatz und Genugtuung zusprechen . 54 Ein Urteil des EGMR
vermag weder die AusgeStaltung der innerStaatlichen Rechtsordnung direkt zu beein-

fluSsen noch einen innerStaatlichen Akt aufzuheben.55 Aus diesem Grund kann eine
EntScheidung des EGMR nicht als Element deS nationalen Normengefüges angese-
hen werden ; der GerichtShof kann einem Verletzerstaat keine Weisung erteilen.

Selbst bei Urteilen, bei denen der EGMR eine beSonderS Schwerwiegende Verletzung
der EMRK durch einen MitgliedStaat festStellt, werden in der Regel keine direkten

Anweisungen gegeben, welche Folgerungen aus der EntScheidung gezogen werden
müssen.56

GemäSS Art . 46 Abs . 1 EMRK verpflichten sich die MitgliedStaaten, die Urteile deS
EGMR zu befolgen . Die Entscheidung deS EGMR bindet dabei nur den am RechtS-
streit beteiligten Staat . Dieser muss die EMRK-Verletzung beseitigen und soweit als

möglich den ftüheren konventionSkonformen Zustand wiederhersteIIen, daS heisst
eine restitutio in integrum herbeiführen .s' Die Wahl der Mittel zur UrteilSumsetzung

53EGMR (Grosse Kammer),VgT gegen die Schweden(An.2), § 83. Vgl.zur Umsetzung der EGMR-
Gerichtsurteile des Weiteren insbesondere LAMBERT, Les effets des arrets; POLAKIEWICZ, Verp-
flichtungen ; RESS . Strassburger Konventionsorgane, 350 ff.
FROWEIN, EMRK-Kommentar. Art . 46 N _2 ff.
Vgl . FROWEIN, EMRK-Kommentar, Art . 46 N . 2 ff. : VILLIGER, Handbuch. 148.

se Vgl EGMR, Vermeiden gegen Belgien (Grosse Kammer), Urteil vom 20 . Februar 1996, Appl.
Nr. 19075/91, § 34 . EGMR, Cruz Varas und andere gegen Schweden, Urteil vom 20. März 1991,
Appl . Nr . 15576/89, §§ 90 ff. ; VILLIGER . Handbuch . 148 f. Anders jedoch bei Aolter ; hier verbie-
tet ein Urteil nicht nur die Folter, sondern verlangt auch die Bestrafung der Folterer ; VILLIGER,
Handbuch . 149.

57The court's decision "imposes an the respondent state a legal Obligation toputan end to the
breach EGMR Clooth gegen Belgien . Urteil vom 5 . März 1998, Appl . Nr . 12718/87, § 14 : vgl.
auch FROWEIN, EMRK-Kommentar, Art . 46 N 4 ff. ; VILLIGER . Handbuch . 149 .
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dagegen bleibt dem Staat überlasSen . '' Der betreffende Staat hat Sich demnach im

Rahmen seiner nationalen RechtSordnung um die Durchführung der Entscheidung zu
bemühen . Darüber hinauS musS der Verletzerstaat dafür Sorgen, innkünftig gleicharti-

ge Verletzungen zu verhindern . 59

Im Fall VgT gegen die Schwer bestätigte die GrosSe Kammer die langjährige
EGMR-Rechtsprechung bezüglich dieSer Verpflichtungen und der darin entwickelten

Prinzipien . Die GroSSe Kammer wieS darauf hin, dasS eine komplette oder teilweiSe
UnterlaSsung einer UmSetzung der EGMR-Urteile einen Fall der internationalen

Staatenverantwortlichkeit darStelle . In der Tat entspricht die PraxiS des EGMR dem
allgemeinen völkerrechtlichen Gewohnheitsrecht der Staatenverantwortlichkeit und

Art . 35 des Kodifikationsentwurfes zur Staatenverantwortlichkeit der International
Law Commission (ILC).60 Der ILC Draft beSagt, daSS ein Staat, der für eine völker-
rechtSwidrige Handlung verantwortlich iSt, den vor der Verletzung vorliegenden Zu-
Stand wieder herzuStellen hat, Sofern die WiederherStellung nicht tatsächlich unmög-
lich ist und nicht „eine Belastung enthält, die auSSer allem VerhältniS zu dem Vorteil
steht, der Sich auS der WiederherStellung anStelle von SchadenerSatz ergibt" . ”' Eine
Pflicht der UrteilsumSetzung durch die Schweiz ergibt Sich demnach nicht nur aus
der EMRK, Sondern auch auS allgemeinem völkerrechtlichem GewohnheitSrecht.

2 .

	

Verpflichtung zur Einführung eines nationalen Revisionsgrundes?

Im Zusammenhang mit der UrteilsumSetzung befasste Sich die GroSSe Kammer mit
der von der Schweiz aufgeworfenen Frage, ob Sich aus Art . 46 Abs. 1 EMRK eine
Verpflichtung für die MitgliedStaaten zur Einführung und Gewährung eineS Revi-

sionSverfahrens ergeben könne . `

Diese Frage ist deshalb von beSonderer Bedeutung, weil die UmSetzung von EGMR-
Urteilen zu konventionSwidrigen nationalen GerichtSurteilen regelmässig die gröSSten
Schwierigkeiten aufwirft, während die Aufhebung von VerwaltungSakten oder ähn-

EGMR. Norris gegen Irland, Urteil vom 26 . Oktober 1998, Appl . Nr . 10581/83, § 50 : I t will be
for Ireland to take the necessary measures in its domestic provisions to ensure the performance of
its obligation under Article 53" ; VILLIGER, Handbuch . 149 m.w .H ; EGMR, Belilos gegen die

Schweiz . Urteil vom 29 . April 1988, Appl . Nr. 10328/83, § 78.
5 EGMR, Vermeire gegen Belgien, Urteil vom 29 . November 1991, Appl . Nr. 12849/87, § 26;VIL-

LIGER, Handbuch, 149.
61 Die Praxis des EGMR geht mit der Möglichkeit, Schadenersatz und Genugtuung auszusprechen,

sogar über das allgemeine Völkerrecht hinaus.
ai , .A State responsible for an intemationally wrongful act is under an obligation to make restitution,

that is, to re-establish the Situation which existed before the wrongful act was committed, pro-
vided and to the extent that restitution : (a) is not materially possible ; (b) does not involve a bur-
den out of all proportion to the benefit deriving from restitution instead of compensation ." Art . 35
of the Draft Articles of the International Law Commission an Responsibility of States for Interna-

62
tionally Wrongful Aets (adopted by the General Assembly at its 53 rd session 2001).

' Auf diesen Standpunkt stellte sich auch das Schweizerische Bundesgericht, siehe vorne, II .B.
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lich gelagerten staatlichen EntScheidungen in der Regel einfacher zu handhaben iSt.
Die Befolgung der EGMR-Urteile fällt innerStaatlich in den ZuStändigkeitsbereich
der Exekutive des Verletzerstaates alS dessen völkerrechtliche Vertretung, in der
Schweiz alSo an den Bundesrat . 63 Letzterer hat aber auS Gründen der RechtSStaatlich-
keit bzw. aufgrund deS Prinzips der Gewaltenteilung keine Möglichkeit der EinfluSS-
nahme auf die nötige Aufhebung eineS kon v entionSwidrigen nationalen GerichtSur-
teilS . Wird von den betroffenen BeSchwerdeführern kein RevisionSverfahren
angeStrebt, kann in der Regel nicht einmal daS urteilende staatliche Gericht Selbst auf '
sein rechtSkräftigeS Urteil zurückkommen .`

In Bezug nun auf die Frage der Verpflichtung zur Einführung eines ReviSionSverfah-
renS verwies die GroSSe Kammer im Fall VgT gegen die Schweiz einerSeitS auf den
bereitS dargelegten GrundSatz, wonach die MitgliedStaaten in der Wahl der Mittel zur
Durchsetzung der EGMR-Urteile grundsätzlich frei sind . GleichermasSen führte die
GroSse Kammer jedoch auS, der GerichtShof habe in der Vergangenheit wiederholt
RatSchläge erteilt, wie ein Urteil am beSten zu befolgen sei . 65 Mit Blick auf die biShe-
rige RechtSprechung läsSt sich feStStellen, dasS die Einführung eineS Wiederaufnah-
meverfahrenS in die nationalen ProzeSSordnungen im Fall von kon ventionSwidrigen
gerichtlichen Entscheidungen durch den EGMR regelmäSSig empfohlen und im Lauf
der Jahre den VertragSStaaten zunehmend eindringlich nahe gelegt worden iSt ; von
einer eigentlichen Verpflichtung kann aber biS heute nicht gesprochen werden .6"

Aufgrund der Empfehlungen deS EGMR finden sich heute in den ProzeSsordnungen
vieler Mitgliedstaaten die entSprechenden Revisionsgründe . 67 Auch die Schweiz
kennt Seit 1992 einen solchen ReviSionsgrund, der zunächst in Art . 139a deS BundeS-
geSetzes über die OrganiSation der BundeSrechtSpflege (OG), dann in Art . 122 deS
daS OG ablösenden BundeSgesetzes über daS BundeSgericht (BGG) festgehalten

wurde.68

63 Art . 185 BV.
64

VIIAAGER . Handbuch, 162.
6? Vgl . z .B . EGMR (Grosse Kammer), Scozzari und Giunta gegen Iralien, Urteil vom 13 . Juli 2000,

Appl . Nr. 39221/98 und 41963/98, § 249 ; EGMR, Lyons und andere gegen Grossbritannien, Ent-
scheid vom 4 . Juli 20)3, Appl . Nr. 15227/03.

a Vgl . z .B . EGMR (Grosse Kammer), Sejdo~,ii gegen Italien, Urteil vom 1 . März 2006, Appl . Nr.
56581/00. §§ 83 ff . Vgl . dazu auch EGMR . Piersack gegen Belgien, Urteil vom 26 . Oktober
1984, Appl . Nr . 8692/79 ; in diesem Aall war nach dem Urteil des Gerichtshofes ein Wiederauf-
nahmeverfahren durchgeführt worden.
siehe dazu z.B . KELLER/STONE SWEET . Europe of Rights, passim.
Vgl . für beide Gesetzestexte vorne Fn . 17 . Art . 122 BGG lautet folgendermassen : "Die Revision
wegen Verletzung der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4.
November 1950 (EMRK) kann verlangt werden, wenn : (a) der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte in einem endgültigen Urteil festgestellt hat, dass die EMRK oder die Protokolle dazu
verletzt worden sind ; (b) eine Entschädigung nicht geeignet ist, die Aolgen der Verletzung aus-
zugleichen ; und (c) die Revision notwendig ist, um die Verletzung zu beseitigen ."
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Auch im Fall VgT erachtete die GroSSe Kammer eine Wiederaufnahme deS Verfah-
renS auf nationaler Ebene alS wichtige Möglichkeit zur UmSetzung der EGMR-

Urteile gemäsS Art . 46 AbS. 1 EMRK . Wie in früheren Fällen sprach sich der Ge-

richtShof aber nicht direkt für eine eigentliche Verpflichtung der VertragSStaaten zur
Einführung deS oben beSchriebenen RevisionSgrundes aus . 69

Im Rahmen der materiellen Prüfung befaSSte Sich die GroSse Kammer auch mit dem
Entscheid deS SchweizeriSchen BundeSgerichteS, daS ReviSionSbegehren des VgT
aufgrund der Nicht-Einhaltung der formellen Anforderungen abzuweisen . DieSe Ent-

Scheidung deS BundeSgerichtS wurde vom EGMR als überSpitzt formaliStisch und

unzuläsSig bezeichnet . 70 Auf dieSe Thematik soll noch eingegangen werden . T1 An

dieSer Stelle iSt zunächSt festzuhalten, daSs die angeführten Erwägungen des EGMR
teilweiSe dahingehend interpretiert werden, der Gerichtshof habe sich zwar nicht di-

rekt, aber de facto für eine Verpflichtung der VertragsStaaten zur Schaffung eines
nationalen RevisionSgrundeS in Fällen von durch den EGMR feStgeStellten Konven-

tionSverletzungen auSgeSprochen . '` Ob Sich dieSe Annahme in der künftigen Recht-
sprechung deS EGMR bewahrheitet, wird Sich zeigen . Nicht beStritten werden kann

zumindeSt, dasS daS Urteil der GrosSen Kammer im Fall VgT gegen die Schweiz im
Vergleich zu früheren Entscheiden indirekt noch deutlicher die generelle Forderung

deS EGMR nach ReviSionsverfahren auf nationaler Ebene zeigt . Der EntScheid VgT

wird insofern in der zukünftigen Handhabung dieSer Thematik eine wichtige Rolle

spielen.

C. Positive Verpflichtung zur Ausstrahlung des Werbespots?

Im Lichte der AuSführungen zur Verpflichtung der VertragSparteien, die EGMR-
Urteile umzuSetzen, hatte die Grosse Kammer SchliesSlich die Frage einer neuerli-

chen Verletzung von Art . 10 EMRK zu prüfen. Vor der eigentlichen Auseinander-

Setzung mit der allfälligen wiederholten KonventionSverletzung Stellte Sich dem
EGMR in einem erSten Schritt die Frage, ob die Schweiz eine sich aus Art . 10 EMRK

ergebende poSitive Verpflichtung zur Vornahme gewiSSer MaSSnahmen zur Gewähr-
leiStung deS SchutzeS der MeinungSäuSSerungSfreiheit innehatte, in casu zur AuS-

Strahlung deS Werbespots . 73

GemäSs Art . l EMRK Sichern die VertragSparteien „allen ihrer HoheitSgewalt unter-
stehenden Personen die in AbSchnitt I bestimmten Rechte und Freiheiten zu” . Grund-

69 EGMR (Grosse Kammer), VgTgegen die Scbweden (Fn . 2), § 90.
70 EGMR (Grosse Kammer), VgT gegen die Scbweiz- (Fn. 2), § 94.
71 Hinten, Abschnitt IV .D .3.
'` FROWEIN, EMRK-Kommentar, Art . 46 N 15 ; HERTIG RANDALL/RUEDIN, L'exdcution des arrets,

651, 662 ; WEHER, Contrôle de l'exdcution, 3.
73 EGMR (Grosse Kammer), VgTgegen die Schweden (Fn . 2) . §§ 78 ff.
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sätzlich Sind dieSe KonventionSrechte ähnlich den Grundrechten auf nationaler Ebene
alS AbwehranSprüche des Einzelnen gegenüber dem Staat konzipiert . Die Mitglied-
Staaten müsSen demzufolge Individuen primär vor übermäsSigen behördlichen Ein-
griffen Schützen ; darüber hinauSgehende AnSprüche reSultieren auS den in der EMRK
gewährleiSteten Rechten in der Regel nicht .'

GemäSS Ständiger Rechtsprechun g des EGNIR können Sich jedoch im Einzelfall posi-
tive Verpflichtungen der Staaten zur LeiStung von konkreten MasSnahmen ergeben,
um den effektiven Schutz von Grundrechten zu gewährleiSten .71 Zur Beantwortung
der Frage, ob Solche poSitive Verpflichtungen vorliegen, besteht keine gefeStigte Pra-
xis . Der EGMR hat verSchiedentlich bewuSSt darauf verzichtet, eine allgemeine
Theorie über poSitive Verpflichtungen zu entwickeln ; er sprach sich vielmehr für ei-
ne Betrachtung deS EinzelfallS auS . In erSter Linie müsSen demnach für die Prüfung
deS Vorliegens Solcher Verpflichtungen die Sich entgegenstehenden InteresSen deS
konkreten FalleS im Lichte des geSamten KonventionSzweckeS abgewogen werden;
eine Grenze zur Auferlegung von positiven Pflichten liegt Sicherlich darin, daSs Staat-
lichen Behörden keine unangemeSSenen oder unmöglichen Pflichten auferlegt wer-
den dürfen ."

Hinsichtlich der Meinun esäusserungs-, insbeSondere der PreSsefreiheit, hat der
EGMR daS Bestehen von poSitiven Schutzpflichten wiederholt beStätigt . 71 DaS Ne-
beneinander von mächtigen Akteuren, welche die öffentliche Meinung aufgrund ihrer
WirtSchaftSkraft Sehr Stark zu beeinfluSSen vermögen, führt regelmäSsig zu einem
Bedarf an Koordination und an Schutz der GrundrechtSträger gegen übermächtige
PreSSekonzentrationen. ES kann Sich aus der Meinungs- und PreSSefreiheit die Pflicht
ergeben, Pluralität zu garantieren und Ungleichheiten in der Behandlung verschiede-
ner gesellschaftlicher Akteure in Bezug auf PresseerzeugnisSe Sogar zu korrigieren . '`'
DieseS Bedürfnis verdeutlicht, daSs die EuropäiSche MenSchenrechtSkonvention ihre
Ziele nicht nur darauf auSrichtet, die IntereSSen deS Einzelnen zu gewährleiSten, Son-
dern gleichermaSsen beStrebt ist . die Sicherung deS europaweiten Grundrechts-

74 Vgl . dazu z .B . EHLERS, Allgemeine Lehren, N 12 f.
725 Vgl . dazu z .B . EGNIR, Marckx gegen Belgien, Urteil vom 13 . Juni 1979, Appl . Nr. 6833/74, § 31;

EGMR, Young, James und Webster gegen Grossbritmnien . Urteil vom 13 . August 1981, Appl.
Nr . 7601/76 und 7806/77 . Vgl . dazu z .B . auch MALINVERNI, Droits fondamentaux, 539 ff.

"' Vgl . dazu z.B . EGMR Plattform "Ärzte für das Leben" gegen Österreich . Urteil vom 21 . Juni
1988, Appl . Nr . 10126/81 § 31 . Die Strassburger Rechtsprechung bezüglich der positiven Ver-
ptlichtungen wird deshalb teilweise als uneinheitlich und undurchschaubar bezeichnet ; vgl . dazu
z .B . DRÖGE, Positive Verpflichtungen, 10.

77 Vgl . dazu z.B . EGMR (Grosse Kammer) . Osman gegen Grossbritannien, Urteil vom 28 . Oktober
1998, Appl . Nr . 23452/94, § 116 ; EGMR, Appleby und andere gegen Grossbritannien, Urteil
vom 6 . Mai 2003, Appl . Nr. 44306/98, § 40.
Vgl . dazu z .B . EGMR, De Geillustreerde Pers N. V. gegen die Niederlande, Entscheid vom 6 . Juli
1976, Appl . Nr . 5178/71, § 88 ; EGMR, Ozgür Gündem gegen die Türkei, Urteil vom 16 . März
2000, Appl . Nr . 23144/93, §§ 42 ff. : vgl . dazu auch DRÖGE, Positive Verpflichtungen, 37 f.

v DRÖGE, Positive Verpflichtungen, 40 .
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SchutzeS, in casu einer umfaSSenden Meinungs- und PreSSevielfalt, auch poSitiv

durchSetzen zu können . InSofern ergibt Sich auS dem subjektiven Anspruch auS Art.

10 EMRK auch ein „objektiver Reflex" . "0

Im Fall VgT gegen die Schwer beStätigte die GroSSe Kammer des EGMR die oben

beschriebenen Prinzipien bezüglich der positiven Verpflichtungen und berückSichtig-
te sie bei der IntereSsenabwägung im Rahmen der Prüfung einer Verletzung der Mei-
nungSäuSSerungSfreiheit nach Art . 10 EMRK.81 DaS Konzept der positiven Verpflich-
tung wird daher in den folgenden AbSchnitten zur Prüfung einer neuerlichen

Verletzung von Art . 10 EMRK durch die Schweiz zu vertiefen sein . 82

D. Feststellung neuerlicher Verletzung der Meinungsäusserungs-
freiheit

1 .

	

Bedeutung von Art. 10 EMRK in der EGMR-Rechtsprechung

ZuSammen mit dem Recht auf Leben (Art . 2 EMRK) und dem Folterverbot (Art . 3

EMRK) bildet die MeinungSäusSerungSfreiheit den Kernbereich deS EMRK-
Grundrechtskatalogs . ”' Obwohl die PresSefreiheit in Art . 10 EMRK nicht auSdrück-

lich erwähnt wird, iSt Sie darin zweifelloS enthalten . In Seiner langjährigen Recht-
sprechung hat der GerichtShof die Bedeutung der Meinungsäusserungs- und PreSSe-
freiheit für daS Funktionieren deS demokratiSchen RechtSStaates nachhaltig betont ."

Auch im Fall VgT gegen die Schwer knüpfte die GroSSe Kammer an dieSe Recht-
sprechung an und bezeichnete die MeinungSäuSSerungSfreiheit als eines der Funda-
mente einer demokratiSchen GeSellSchaft und als eine Grundbedingung der Fortent-
wicklung dieSer GeSellschaft bzw . deS einzelnen IndividuumS. Die PresSe wird dabei
vom EGMR wiederholt alS „public watchdog” der modernen demokratischen Gesell-

Schaft beSchrieben : die unverzichtbare Aufgabe der PresSe Sei eS, die Öffentlichkeit
über wichtige Themen und Mängel, eventuell Sogar rechtswidrige Vorgänge in Poli-

80 DRÖGE, Positive Verpflichtungen, 38; vgl. weiter auchMALINVERNI.Droits fondamentaux,
539 ff.

B1 EGMR (Grosse Kammer), VgT gegen die Schwer (Fn . 2), § 82.
112 Vgl . dazu hinten IV .D .2.
83 Vgl . VILLIGER, Handbuch, 389.

84 Siehe dazu z.B. EGMR.Handyside gegen Grossbritannien.Urteil vom 7. Dezember 1976, Appl.
Nr. 5493/72, § 49 ; EGMR, Barthold gegen die Bundesrepublik Deutschland, Urteil vom 25 . März
1985, Appl . Nr . 8734/79, § 58 ; EGMR . Lingens gegen Österreich, Urteil vom B . Juli 1986 . Appl.

Nr. 9815/82, § 41 ; EGMR, Wingrove gegen Grossbritannien, Urteil vom 26 . November 1991,

Appl . Nr . 174190/90 . § 52 ; EGMR, Edition Plon gegen Frankreich, Urteil vom 19 . Mai 2004,

Appl . Nr . 58148/00, § 42 ; dazu z .B . auch BREITENMOSER/RIEMER/SEITZ ., Grundrechtsschutz, 79.
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tik und GeSellSchaft zu informieren, um eine öffentliche MeinungSbildung und Kon-
trollfunktion gegenüber staatlichen Behörden zu ermöglichen . `

Durch Art . 10 EMRK werden nicht nur Meinungen bzw . MedienerzeugniSse ge-
Schützt, welche Ideen in unSchädlicher oder harmloSer Weise präSentieren, sondern
ebenSo Produkte, die ein gewiSSeS AuSmaSS an Übertreibung enthalten oder den Staat
bzw. einen Teil der Bevölkerung verletzen, Schockieren oder beunruhigen . "" In Wei-
terführung dieSeS GrundSatzes wird vom Schutz. der MeinungSäuSSerungSfreiheit
nicht nur der Inhalt von Medienprodukten umfaSSt, Sondern auch die Form, in wel-
cher dieSe Inhalte präSentiert werden . GemäSS langjähriger RechtSprechung des
EGMR Steht eS weder nationalen noch internationalen Gerichtshöfen zu, Medien-
Schaffenden gewiSSe ArbeitSmethoden vorzuSchreiben . Staatliche ZenSur gegenüber
Medienschaffenden soll So gemäsS der EGMR-Rechtsprechung in einer modernen
demokratiSchen GeSellschaft keinen Platz finden:87 von JournaliSten Sind aber die
ethiSchen Standesregeln zu beachten ."

Die PrüfungSkriterien nach Art . 10 Abs. 2 EMRK zur ZuläsSigkeit eineS staatlichen
EingriffS in die MeinungSäuSSerungSfreiheit entSprechen in etwa den Kriterien zur
EinSchränkung von Grundrechten nach Art . 36 der SchweizeriSchen BundeSverfaS-
Sung (BV).89 VorauSSetzungen für eine EinSchränkung der MeinungSäusSerungsfrei-
heit im Sinne von Art . 10 Abs . 1 EMRK Sind, daSS die Staatliche MaSSnahme sich auf
ein nationaleS Gesetz Stützt, einen der in Art . 10 Abs. 2 EMRK aufgezählten, legiti-
men Zwecke verfolgt und „in einer demokratiSchen GeSellSchaft unentbehrlich ist”.
Damit dieSe dritte VorauSsetzung erfüllt iSt und ein Staatlicher Eingriff alS unver-
meidbar betrachtet werden kann, muSS gemäSs EGMR ein dringendes geSellSchaftli-
cheS Bedürfnis („pressing social need") vorliegen ; erforderlich iSt die VerhältniSmäs-
Sigkeit einer Massnahme . Dabei iSt nach langjähriger Rechtsprechung deS EGMR

83 Vgl dazu z.B. EGMR.Markt Intern Verlag und andere gegen die Bundesrepublik Deutschland,
Urteil vom 20 . November 1989 . Appl . Nr . 10572/83, § 35 ; EGMR, Observer und Gaardian ge-
gen Grossbritannien, Urteil vom 26 . November 1991, Appl . Nr. 13585/88, § 59 ; EGMR,Sunday
Times gegen Grossbritannien, Urteil vom 26 . November 1991, Appl . Nr. 13166/87, § 50 ; vgl.
auch MALINVERNI, Informationsfreiheit . N 8 ; MÜLLER/SCHEFER, Grundrechte, 438 f.

86 Vgl. dazu z.B. den ersten Entscheid auf EMRK-Ebene : EGMR, Handyside gegen Grossbritan-
nien, Urteil vom 7 . Dezember 1976, Appl . Nr . 5493/72.
Vgl . dazu heispielsweise EGMR, Jersild gegen Dänemark, Urteil vom 23 . September 1994, Appl.
Nr. 15890/89, § 31 ; EGMR Prasser und Oberschlick gegen Österreich, Urteil vom 26 . April
1995, Appl . Nr . 15974/90, § 38 ; EGMR, De Haes und Gijsels gegen Belgien, Urteil vom 24. Eeb-
ruar 1997, Appl . Nr . 19983/92, § 48 : EGNIR, Lopes Gomes da Silva gegen Portugal, Urteil vom
28 . September 2000, Appl . Nr .37698/97, § 34.
Vgl . dazu das Grundsatzurteil EGMR (Grosse Kammer), Stoll gegen die Schweden, Urteil vom 10.
Dezember 2007, Appl . Nr . 69698/01 ; zur kritischen Würdigung dieses Urteils KELLER/KÜHNE,
Vertraulichkeit der Diplomatie . 229 ff.

89 Dies anerkannte auch das Bundesgericht ausdrücklich ; vgl. dazu z.B. den Bundesgerichtsent-
scheid vom 22 . Dezember 1983, ZBI 1984, 311 f . ; POLEDNA, Praxis zur EMRK . Ziff. 866 .
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StetS eine Abwägung der Sich entgegenStehenden Interessen vorzunehmen . )` DieS gilt

– wie bereits erwähnt – Sowohl für die Überprüfung des AbwehranspruchS alS auch
für die Untersuchung von positiven Verpflichtungen eines StaateS zur Gewährung der

MeinungsäuSSerungSfreiheit . `' 1

SchlieSslich ergibt sich auS der langjährigen Rechtsprechung deS EGMR gleicher-

massen, daSS unter den in Art . 10 Abs. 2 EMRK genannten VorauSSetzungen zur Ein-
schränkung der MeinungSäuSSerungSfreiheit wenig Raum verbleibt für ReStriktionen
hinsichtlich der ÄusSerung von politiSchen AuffaSSungen oder Debatten, die im öf-

fentlichen IntereSSe liegen . 92

2 .

	

Abwägung der Interessen und politische Werbung im Fall VgT

Vor dem Hintegrund der dargelegten PraxiS untersuchte der EGMR im Fall VgT ge-

geit die Schwer, ob durch die Ablehnung deS RevisionSgeSuchS eine neuerliche Ver-

letzung von Art. 10 EMRK erfolgt Sei bzw . ob eine poSitive Verpflichtung der
Schweiz beStand, für die Ausstrahlung des WerbeSpotS zu sorgen. Zu Recht Stellte

die GroSse Kammer zu Beginn ihrer AuSführungen feSt, daSS der WerbeSpot über die
Bedingungen der So bezeichneten Nutztierhaltung bzw . über den Tier- und den damit
zuSammenhängenden UmweltSchutz zweifelloS im öffentlichen InteresSe liege und
vom Schutz provozierender, beunruhigender und Schockierender Meinungen umfaSst

Sei . `" Der HandlungsSpielraum der Staatlichen Behörde zur EinSchränkung dieSer
ÄuSserungen im WerbeSpot ist demzufolge im Lichte der bereitS dargelegten PraxiS
zum vornherein als äusSerst begrenzt anzuSehen .`'

Da das Argument deS VerbotS der politiSchen Werbung im zweiten Verfahren keine
auSSchlaggebende Rolle mehr Spielte, verwieS die GrosSe Kammer in ihrem Urteil

vom 30 . Juni 2009 lediglich pauSchal auf die Argumentation der Zweiten Sektion deS
EGMR vom 28 . Juni 2001 zu dieSer Sache (erSteS Hauptverfahren) und SchlosS Sich

im wesentlichen der damaligen Argumentation an . Die Schweiz hatte damalS auf-

Vgl . zum Ganzen VILLIGER, Handbuch, 350 ; EGMR, Markt Intern Verlag und andere gegen
Bundesrepublik Deutschland. Urteil vom 20 . November 1989, Appl . Nr . 10572/83, § 34 : .In this
Gase, in order to establish whether the interference was proportionate it is necessary to weigh the
requirements of the protection of the reputation and the rights of others against the publication of
the information in question I . . .1" : dazu weiter z .B . auch EGMR . Berrehab gegen Niederlande,
Urteil vom 21 . Juni 1988, Appl . Nr . 10730/84, §§ 28 f . ; EGMR . Steel und Morris gegen Gross-
britannien, Urteil vom 15 . Aebruar 2005, Appl . Nr. 68416/01, § 87.

4i Siehe vorne IV .C.
°' Vgl . dazu z .B . EGMR . Lingens gegen Österreicb, Urteil vom B . Juli 1986, Appl . Nr. 9815/82.

§ 42 ; EGMR, Wingrove gegen Grossbritannien . Urteil vom 25 . November 1996 . § 58 ; EGMR.
Monnat gegen die .Schweden, Entscheid vom 21 . September 2006, Appl . Nr. 73604/01, § 58;

MÜLLER/SCHEFER, Grundrechte, 456 f.
EGMR (Grosse Kammer) . VgT gegen die Schweden (Fn . 2), §§ 92 f.

va Siehe vorne IV.D.1.
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grund der zu jener Zeit geltenden BeStimmung des Art . 18 Abs. 5 aRTVG angeführt.
politische Werbung Sei im Schweizer FernSehen generell verboten ; der WerbeSpot
deS VgT, der als politiSch zu qualifizieren sei, könne deshalb nicht auSgestrahlt

werden.95 DaS damalige Verbot der politiSchen Werbung hatte ausdrücklich zum Ziel, zu
verhindern, daSS finanzkräftige Gruppen einen politischen Wettbewerbsvorteil erhal-
ten ; im IntereSSe deS demokratischen ProzeSSeS Sollte daS Verbot die politische Mei-
nungSbildung vor zu Starker wirtschaftlicher Einflussnahme schützen und eine gewis-
Se Chancengleichheit für die verschiedenen geSellschaftlichen Kräfte gewährleiSten.
DaS Verbot Sollte die Unabhängigkeit der Radio- und FernSehveranstalter im redak-
tionellen Bereich sichern, welche durch beSonderS mächtige politische Werbeauf-
traggeber hätte gefährdet werden können . 96 Auch die mit der Sache befasste Zweite
Sektion hatte am 28 . Juni 2001 den Spot alS politische MeinungsäuSSerung qualifi-
ziert ; daraus folgt auf Konventionsebene jedoch gerade der bereitS erwähnte einge-
Schränkte HandlungSspielraum staatlicher Behörden für allfällige ReStriktionen . ' ' Die
Zweite Sektion unterStützte die AnSicht . dasS die Unabhängigkeit von Radio- und
FernsehveranStaltern bzw . die öffentliche politische Meinungsbildung vor zu mächti-
ger wirtSchaftlicher EinfluSSnahme geSchützt werden sollte ; im Fall VgT — eineS
SchweizeriSchen Tierschutz- und Konsumentenschutzvereins von vergleichSweise
geringer EinfluSskraft — erachtete Sie dieSes Kriterium jedoch alS gerade nicht erfüllt.
Der staatliche Eingriff war deShalb für die Zweite Sektion alS in einer demokrati-
Schen Gesellschaft nicht notwendig und somit alS unverhältniSmäSSig zu qualifizie-

98ren.

Die Wichtigkeit des EntScheids der Zweiten Sektion vom 28 . Juni 2001 und deS Ver-
weiSeS der GroSsen Kammer in ihrem Urteil vom 30 . Juni 2009 auf dieseS erSte
EGMR-Urteil iSt erneut hervorzuheben . Die Schweiz hatte im ersten Verfahren zwar
den dargelegten Schutzzweck von Art . 18 Abs. 5 aRTVG alS rechtliche Argumenta-
tion für das Verbot der Ausstrahlung des Spots ins Feld geführt, jedoch hatte Sie es
verSäumt, darzulegen, inwiefern dieser Schutzzweck auf den Fall VgT anwendbar
Sein Sollte . `" In der Tat ist es wichtig, einer zu einseitigen BeeinfluSSung der Radio-
und Fernsehveranstalter und der öffentlichen Meinung durch mächtige wirtSchaftli-
che Gruppierungen entgegenzuwirken . Dieses Ziel darf aber gerade nicht alS InStru-
ment dazu verwendet werden, unpopuläre und unbequeme politiSche Meinungen von
der Öffentlichkeit fernzuhalten, auch wenn nationale Gesetzesgrundlagen de facto
einen Solchen Spielraum gestatten würden . Um eine faktische EinSchränkung von
FreiheitSrechten zu verhindern, ist die EMRK geschaffen worden ; an dieSer Ziel-
setzung hat Sich nichts geändert . Es hat Sich über die Jahre hinweg gezeigt, dasS der

"` BGE. 123 11402, 41 x.
`"' BBI 1987 i11 734 ; vgl . dazu z .B . DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz . 284.

Vorne IV.D.1.
" Vgl . dazu EGNIR (Zweite Sektion), VgT gegen die Schwer (Fn . 4), §§ 70 ff.

Vgl . dazu EGMR (Zweite Sektion) . VgT gegen die Schweden (Fn . 4), §§ 70 ff .
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GerichtShof der Freiheit der MeinungSäusserung eine zentrale Stellung eingeräumt
und gerade in schwierigen Abwägungsfragen zumeiSt zugunSten dieSer Freiheit ent-

schieden hat . lm

In dieSem ZuSammenhang iSt auf die bereitS dargelegte RechtSprechung deS EGMR
bezüglich der positiven Schutzpflichten eineS Staates im Bereich der MeinungSäuSSe-
rungsfreiheit zurückzukommen. 101 Die in dieSem Sinne positive Pflicht der Mitglied-

Staaten, übermäSsige PreSSekonzentrationen zu vermeiden, Pluralität der Meinungen
zu garantieren und Ungleichheiten zu korrigieren, erScheint beSonderS wichtig . Im
Fall VgT kollidierte die wiederholte Verweigerung der AuSStrahlung deS WerbespotS
mit der poSitiven Pflicht der Garantie einer gewiSsen Meinungspluralität, insbesonde-
re dadurch, daSS Spots für den FleiSchkonSum ausgestrahlt wurden und der VgT im
Vergleich zu den Akteuren hinter Solchen Werbefilmen ein Akteur mit Sehr be-
schränkten Mitteln und EinfluSSmöglichkeiten iSt . Die AbSicht deS VgT zur Aus-

Strahlung SeineS SpotS erfolgte gerade als Reaktion auf die stetig präsente Fleisch-
werbung im FernSehen, die auf dieser Ebene biS anhin unangefochten blieb . 102 Im
Simplen Verweis der GrosSen Kammer auf die Argumentation im erSten Hauptver-
fahren vor dem EGMR zeichnete Sich So bereitS die FeStstellung der Verletzung einer
positiven Schutzpflicht durch die Schweiz im zweiten Hauptverfahren ab.

In AnSchluSS an daS Urteil der Zweiten Sektion vom 28 . Juni 2001 hatte die Schweiz
die Interpretation von Art . 18 AbS . 5 aRTVG entSprechend angepasSt . Durch die Ge-

Samtrevision deS RTVG vom 9 . März 2007 wurde Art . 18 AbS. 5 aRTVG durch neue
GeSetzeSbestimmungen erSetzt, deren Wortlaut nun eine differenziertere Formulie-

rung enthält . 103 AngeSichts dieSer AnpaSSungen war es im ErgebniS erStaunlich, dasS
das zweite GeSuch deS VgT um AuSStrahlung deS WerbeSpotS mit dem HinweiS auf
daS erste EGMR-Urteil von der Publisuisse SA erneut abgelehnt wurde .' 04 ES bleibt

zu hoffen, daSS durch die EGMR-Urteile die Möglichkeit der ÄuSSerung von unpopu-
lären und kritiSchen Ansichten auch innerhalb von WerbespotS – inSbesondere Solche
zu gewichtigen öffentlichen Interessen105 – in Zukunft auf nationaler Ebene gewähr-
leiStet iSt.

DieS muss allerdingS auch nach der RechtSprechung deS EGMR nicht unbeschränkt
gelten ; insbeSondere können Äusserungen von unbequemen oder Schockierenden An-
sichten dann Staatlich beSchränkt werden, wenn höhere, überwiegende IntereSsen dieS

100 Vgl . dazu z .B . auch WILDHABER, Freedom of the Press . 295 ff.
101 Vgl . dazu vorne IV .C.
102 Vgl . dazu vorne II .A.
10' Vgl . dazu vorne Fn . 7 und B.
1O3 Vgl . dazu vorne II .B . ; dieser Entscheid der Publisuisse SA ist nicht öffentlich publiziert.
1" An. 80 Abs . 1 und Art . 74 BV.
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rechtfertigen . Solange letztereS aber nicht der Fall iSt, Sollten Solche Äusserungen in
einer modernen demokratischen GesellSchaft grundSätzlich zuläsSig sein . 106

3 .

	

Überspitzter Formalismus und Einzelfallgerechtigkeit

In der InteresSenabwägung gab auch die TatSache zu DiSkussionen AnlaSS, daSS die
formellen VorauSSetzungen zur Einreichung eines ReviSionSbegehrenS gemäSS dama-
ligem Art . 139a und Art . 140 OG auf nationaler Ebene durch den BeSchwerdeführer

nur mangelhaft erfüllt worden waren. GemäSS Art . 140 OG hatte der Beschwerdefüh-
rer im ReviSionSgeSuch die Angabe der BeweiSmittel bzw . den ReviSionSgrund gel-
tend zu machen und das GeSuch rechtzeitig einzureichen ; er musSte darlegen, welche
Abänderung deS früheren EntScheideS und welche RückleiStung er verlangte . Im Ent-

Scheid vom 29 . April 2002 hatte das Bundesgericht die Einhaltung dieSer formellen
VorauSSetzungen durch den Beschwerdeführer alS nicht gegeben erachtet und hatte
deShalb daS ReviSionsgesuch abgewieSen bzw . war teilweise nicht darauf eingetreten.
InSbesondere hatte der BeSchwerdeführer offenbar nicht dargelegt, "inwiefern nach
dem Urteil deS GerichtShofS vom 28 . Juni 2001 ein entSprechender ReviSionsbedarf

besteht" . 107 GemäSS dem SchweizeriSchen Bundesgericht bewirkt die TatSache, daSs
eine IndividualbeSchwerde vom EGMR gutgeheissen worden war, für Sich allein
noch nicht, daSS daS zugrunde liegende Urteil in jedem Fall zu revidieren Sei — dieS
rechtfertige Sich nur, inSoweit eine Wiedergutmachung der GrundrechtSverletzung
lediglich auf dieSem Wege möglich sei . Dass eine Solche AuSSchlieSslichkeit vorlie-
ge, müsSe jedoch im RevisionsgeSuch zumindeSt ansatzweiSe dargelegt werden .' 08

Sowohl die Fünfte Sektion alS auch die GroSSe Kammer erachteten dieSe Erwä-
gungen deS BundesgerichtS alS überspitzt formaliStiSch . Der EGMR hielt feSt, daSs es
inSbeSondere mit Blick auf die geSamten UmStände vollkommen klar Sei, worauf Sich
das ReviSionSbegehren deS BeSchwerdeführers beziehe, nämlich auf die Gestattung
der AuSStrahlung deS in Frage Stehenden WerbeSpots . Dadurch Seien vertiefte Aus-
führungen des BeSchwerdeführers nahezu überflüssigg

dieserDieSe knappe und klare Haltung der beiden Kammern deS EGMR vermag auf den
erSten Blick zu überraSchen, Sind doch die sich nach nationalem Recht ergebenden
ProzessvorauSSetzungen lege cutis geprüft und als nicht erfüllt erachtet worden . In
einer der Dis~senting Opinions zum Urteil der GrosSen Kammer wurde denn auch an-
geführt, die Möglichkeit der ReviSion auf nationaler Ebene garantiere keineSfalls au-
tomatiSch einen ProzesS; die formellen BeschwerdevorauSSetzungen Seien wie in al-

106 Vgl . dazu vorne IV.D.I.
07 Bundesgerichtsurteil vom 29 . April 2002 (En . 18), E . 3 .2.

Bundesgerichtsurteil vom 29 . April 2002 (An . 18), E . 3 .2.
Vgl. dazu EGMR (Aünfte Sektion), VgT gegen die Seb g eden (An . 4), § 62 ; EGMR (Grosse Kam-
mer), VgT gegen die Schweden (An. 2), § 94 .
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len anderen Verfahren stets einzuhalten, und dies war im vorliegenden Fall nicht ge-
geben . Von überSpitztem FormaliSmus könne deshalb nicht die Rede sein ; das Bun-
deSgericht Sei auf die BeSchwerde aufgrund deS offenSichtlichen Nicht-EinhaltenS der
formellen VorauSSetzungen zur BeSchwerde teilweiSe nichteingetreten.110

Im GrundSatz iSt der Dissenting Opinion beizupflichten : ein genereller AnSpruch auf
automatisch gewährleiSteten ProzesS fern jeglicher Einhaltung von ProzeSSvorauS-
Setzungen kann Sich auS den EMRK-Rechten nicht ergeben . In dieSem ZuSammen-
hang iSt an die vorhergehenden AuSführungen zur Rechtsprechung deS EGMR be-
züglich der Einführung von ReviSionsgründen auf nationaler Ebene zu erinnern. 111

SelbSt wenn die nationale RechtSordnung RevisionSmöglichkeiten vorSieht . beSteht
aus EMRK-Sicht keine Verpflichtung zur Gewährleistung einer Revision bei fehlen-
der Einhaltung der BeschwerdevorauSsetzungen. In der Tat erScheint daS ReviSionS-
gesuch des BeSchwerdeführerS VgT auS nationaler Sicht nicht genügend begründet
und die Einhaltung der formellen VorauSSetzungen wäre der Sache deS BeSchwerde-
führerS Sicherlich dienlich gewesen . Die Argumentation der GroSsen Kammer führte
ihrerSeitS im konkreten Fall zu einer de facto DiSpenSation deS BeSchwerdeführers,
die formellen Anforderungen an daS RevisionSgeSuch genau zu befolgen . Würde die-
Se Haltung der GTOssen Kammer generalisiert, könnten sich auf nationaler Ebene
Schwerwiegende Probleme bezüglich deS ErforderniSseS der Einhaltung von formel-
len BeSchwerdevorauSSetzungen und hinSichtlich der PraxiS der Handhabung solcher
VorauSSetzungen ergeben .' 112

Gleichermassen zu beachten ist hier allerdingS daS Konzept und die Funktion des ef-
fektiven RechtsSchutzeS, welcher die tatSächliche Garantierung deS europäischen
GrundrechtSschutzeS für den Einzelfall anstrebt . "-3 Unter diesem GeSichtSpunkt of-
fenbart sich in der Rechtsprechung deS EGMR eine – im Vergleich zu nationalen Ge-
richtSinstanzen – merklich unterSchiedliche Kognition, nüt welcher der StraSsburger
GerichtShof die ihm vorgelegten Fälle prüft : Der GerichtShof hat im vorliegenden
Fall offensichtlich die formellen BeSchwerdevorauSsetzungen im Lichte der Konven-
tionSrechte, hier der MeinungSäusserungSfreiheit, unterSucht . Die Sichtweise, mit
welcher der EGMR die formellen BeSchwerdevorauSSetzungen prüft . bemiSSt sich für
ihn nach der Wichtigkeit der Gewährleistung deS in Frage stehenden Grundrechtes,
und nicht allein nach den formalen Kriterien der nationalen InStanzen . ' i4 Die Verfah-
renS- und OrganisationSrechte nehmen auS Sicht des KonventionsSyStemS vor allem
die Funktion wahr, die effektive DurchSetzung von Abwehrrechten und die bessere

110Siehe dazu EGMR (Urrosse Kammer).VgT gegen die Schweiz(Fn. 2), Dissenting Opinion of
Jud ge Malinverni joined by Judges Birsan, Myjer and Berro-Lefevre, §§ 23 f.

"' Siehe dazu oben IV .B .2.
112 Vgl . dazu z .B . auch HERT110G RANDALL/RUEDIN, L'execution des arrets, 651 . 662.

Vgl . dazu vorne 111 .13 .3.
Vgl . dazu z .B . auch HAEFLIGER/SCHÜRMANN . Menschenrechtskonvention, 430 . vgl . zur Praxis
bezüglich Revisionsverfahren in der Schweiz z .B . HOTTELIER, Procedure suisse, 743 ff.
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Beachtune und Durchsetzung von poSitiven Verpflichtungen zu gewährleisten . ''' In

dieSem Sinne ist die RevisionSmöglichkeit für den EGMR ein HilfSmittel bzw . ideale
Form zur Wiedergutmachung von EMRK-Verletzungen, während nationale Instan-

zen sie dagegen alS Ultima Ratio betrachten. Die unterSchiedliche Haltung des
Strassburger GerichtShofeS und des SchweizeriSchen BundeSgerichts in der Sache
zeigt die divergierende Bedeutung, welche die beiden Instanzen der vorliegenden
Verletzung der MeinungsäuSSerungSfreiheit zumassen . Diese differierenden inhaltli-

chen AnSichten sind es, die Sich SchlieSSlich auf der prozeduralen Ebene niederSchlu-

gen.

In Übereinstimmung mit der Dissenting Opinion erscheinen die AuSführungen der
Fünften Sektion und der GTOssen Kammer aus nationaler Sicht als problematiSch.

Gleichwohl darf auS dieSen Erwägungen nicht geSchlossen werden . die Wichtigkeit

der Einhaltung der formellen BeschwerdevorauSSetzungen werde durch den EGMR
allgemein ausSer Acht gelaSSen . ES ergibt Sich darauS nicht, dasS Beschwerdeführer

generell von der Einhaltung der formellen VorauSSetzungen dispenSiert würden.
FeStzustellen ist jedoch, daSs der InterpretationsSpielraum bezüglich der Einhaltung
der formellen BeschwerdevorauSsetzungen für den EGMR variieren kann, je nach
Wichtigkeit des in Frage Stehenden Grundrechtes und deS Umfangs der Verletzung
einerSeits, und je nach Grad der Nicht-Einhaltung der prozeSSualen Voraussetzungen
nach dem nationalen Recht andererSeitS.

Die GTOsse Kammer erachtete die Haltung deS Bundesgerichts im vorliegenden Ein-
zelfall alS im Ergebnis überSpitzt formaliStiSch, weil Sich aus der Sicht des Strassbur-
ger GerichtShofeS dem BundeSgericht insbeSondere durch daS erSte EGMR-Urteil
kein InterpretationSSpielraum mehr bieten konnte, worauf sich das ReviSionSbegehren

bezog . '' In anderS gelagerten Fällen ist eS aber durchaus möglich, dass der EGMR
eine strengere Einhaltung der formellen BeschwerdevorauSSetzungen nach dem na-

tionalen Recht fordern wird . DieS dürfte Sicher dann der Fall Sein, wenn nicht nur die
Geltendmachung der Prozessvoraussetzungen mangelhaft ist, Sondern auch das tat-
Sächliche Vorliegen des aktuellen praktiSchen RechtsschutzintereSseS deS BeSchwer-
deführerS alS zweifelhaft erScheint.

Es iSt ein generelles Prinzip des StraSsburger GerichtShofes . „die Gerechtigkeit im
Einzelfall” . 118 zu betonen . Das Prinzip der Einzelfallbezogenheit ist im Bereich des
GrundrechtsSchutzeS von besonderer Bedeutung . Es impliziert bis zu einem gewissen
Grad, dass AuSsagen deS EGMR – solange Sie nicht offenSichtlich Bestand einer ge-

115 Vgl . dazu z.B . BETHGE, Grundrechtsverwirklichung . I, 3 ff.
16 Vgl . dazu auch HERTIG RANDALL/RUEDIN, L' execution des affets, 651, 662.

EGMR (Aünfte Sektion), VgT gegen die Schwei: (An . 4) . § 62 ; EGMR (Grosse Kammer), Vgl
gegen die Schweden (An . 2) . § 94.

"s DRÖGE, Positive Verpflichtung, 3 . Vgl . dazu weiter führend auch RESS . Einzelfallbezogenheit.
719, 722 .
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feStigten RechtSprechung Sind — nicht vorauSSetzungSloS und uneingeSchränkt gene-
raliSiert werden dürfen.119 DieS gilt auch hinSichtlich der Erwägungen der GroSSen
Kammer zum überspitzten FormaliSmus im Fall VgT gegen die Schwer . Vorerst
bleibt abzuwarten, wie sich die RechtSprechung des GerichtShofeS bezüglich des
überSpitzten FormaliSmuS weiter entwickeln wird.

GleichermasSen iSt darauf hinzuweiSen, dasS der knappen AusSage der beiden Kam-
mern bezüglich deS überspitzten FormaliSmuS nicht eine zu grosse Bedeutung
beizumeSSen ist . Die Vermutung liegt nahe, daSS eS, hätte Sich daS Bundesgericht auf
eine rein prozedurale Argumentation im oben beSchriebenen Sinne beSchränkt, mög-
licherweise nicht zu einer neuerlichen Verurteilung der Schweiz durch den StrasS-
burger GerichtShof gekommen wäre .' 20 DaS BundeSgericht äuSserte Sich jedoch da-
rüber hinauS inhaltlich zum Scheinbar fehlenden IntereSse des BeSchwerdeführerS,
waS dem EGMR AnhaltSpunkte gab, materiell eine neuerliche Verletzung von Art . 10
EMRK zu prüfen.

4 .

	

Rechtliches Interesse

Im Zuge der Ausführungen zur Einhaltung der formellen BeSchwerdevorauS-
Setzungen wieS daS BundeSgericht darauf hin, daSS der BeSchwerdeführer kein ak-
tuelleS IntereSSe an der AuSStrahlung deS SpotS geltend gemacht habe . Es Sei indeS
auch wenig wahrScheinlich, daSS ein SolcheS IntereSse noch vorliege, da eS dem Be-
Schwerdeführer nicht mehr in erster Linie um die Anprangerung der Bedingungen der
Nutztierhaltung gehe, sondern vor allem um die Bekanntmachung der durch den
EGMR feStgeStellten Verletzung der MeinungsäuSSerungSfreiheit in der Sache . damit
Stünde nicht mehr derSelbe Spot zur Debatte . Darüber hinaus dürften Sich die bean-
Standeten Bedingungen in der Nutztierhaltung in den letzten acht Jahren, die Seit dem
erSten GeSuch zur Ausstrahlung des Spots vergangen Seien, auch geändert haben . In
jedem Fall hätte daS BundeSgericht keine rechtliche Kompetenz, eine Anordnung an
die Publisuisse zur AuSStrahlung deS Werbespots zu erteilen . 121 Die Schweiz wieS vor
dem EGMR darauf hin, daSS dem VgT andere Möglichkeiten für eine Schweizweite
AuSStrahlung des WerbefilmS zur Verfügung gestanden hätten, wie z .B . verSchiedene
private Fernseh- oder Radiostationen . "

RESS.Einzelfallbezogenheit,719, 722.
Vgl . dazu z .B . die Argumentation der Eünften Sektion im Urteil vom 4 . Oktober 2007 : „The
Court is also mindful of the fact that the application to reopen the proceedings in the present case
was worded in a very cursory fashion barely, satisfying the requirements of section 140 1•••1•
Nevertheless, the Aederal Court's findings as to the applicant association's interest in broad-
casting the commercial, while brief, were capable of giving rise to a fresh interference with the
applicant association's freedom of expression .” EGMR (Eünfte Sektion), VgT gegen die Scbweiz
(Fn. 4), § 57.

'`' Bundesgerichtsurteil vom 29 . April 2(1)2 (An . 18), E . 3 .3.
122

EGMR (Grosse Kammer), VgT gegen die Schwer (An . 2), § 74.
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Wie bereits kurz angesprochen, qualifizierte der EGMR diese Ausführungen, als eine
neue TatSache, die den Raum zur UnterSuchung einer neuerlichen Verletzung von
Art . 10 EMRK eröffnete. 2 ; Die GroSSe Kammer wieS darauf hin, dasS daS BundeSge-
richt durch dieSe AuSSage die PoSition des BeschwerdeführerS eingenommen habe.
ES Stehe jedoch nur dem BeSchwerdeführer zu, Sich dazu zu äuSSern, ob er nach wie
vor ein IntereSSe an der AuSStrahlung des von ihm geStalteten WerbespotS habe . Des
Weiteren Sei nicht erSichtlich, wieso Sowohl daS IntereSSe des VgT als auch das Inte-
resSe der Öffentlichkeit an der AusStrahlung deS WerbeSpotS und an der Debatte über
die Tierhaltung nach acht Jahren nicht mehr vorhanden Sein Sollten ; daS BundeSge-
richt habe denn auch keine Begründung dargelegt, wieSo die Wichtigkeit dieser De-
batte in den letzten acht Jahren abgenommen haben könnte . EbenSo wenig Sei darge-
tan worden, wieSo die IntereSSen der Schweiz an einer Nicht-AusStrahlung diejenigen
des VgT an einer AuSStrahlung des WerbeSpotS überwiegen sollten . `

Die GrosSe Kammer hielt weiter feSt, eS Sei unerheblich, ob dem VgT alternative
Möglichkeiten zur Verfügung geStanden hätten, den Werbespot auSstrahlen zu laSSen
– beispielSweiSe private Radio- oder Fernsehsender.125 In der Tat würde damit dieSen
InStitutionen eine Verantwortung übertragen, die unter der Konvention einzig den
Staatlichen Behörden zukommt, nämlich die Vornahme der angebrachten Massnah-
men zur UmSetzung des erSten EGMR-Urteils und die GewährleiStung der Mei-
nungSäusserungSfreiheit nach Art . 10 EMRK . Das Argument, daS BundeSgericht Sei
nicht befugt, Weisungen an die Publisuisse SA zu erteilen, kann unter den Konven-
tionsrechten daher keine auSSchlaggebende Rolle spielen . GemäsS ständiger Recht-
Sprechung des StraSSburger GerichtShofeS Sind die VertragSparteien dazu verpflichtet,
ihre GerichtSSySteme auf nationaler Ebene So zu organiSieren, daSS Sie den Sich auS
der EMRK ergebenden Anforderungen entsprechend handeln können . 126

Aufgrund dieser AuSführungen kam die GroSSe Kammer zum SchluSs, daSS die
Schweiz durch die AbweiSung deS ReviSionSbegehrenS, inSbeSondere aufgrund der
Argumentation deS fehlenden InteresseS deS BeSchwerdeführers und durch die immer
noch andauernde Nicht-Ausstrahlung deS Werbespots, den sich auS Art . 10 EMRK
ergebenden poSitiven Verpflichtungen nicht nachgekommen Sei . In der IntereSsenab-
wägung habe sich ergeben, daSs der Staatliche Eingriff in einer demokratiSchen Ge-
SellSchaft nicht notwendig geweSen Sei und keine überwiegenden Staatlichen IntereS-
Sen vorlägen . Deshalb sei eine neuerliche Verletzung der MeinungSäuSSerungSfreiheit
durch die Schweiz erfolgt . 12 -,

123

Vgl . dazu vome 111 .B .2.
124 EGMR (Grosse Kammer), VgT gegen die Schwer (An . 2), § 95.
12` EGMR (Grosse Kammer), VgT gegen die Schweden (Fn . 2), § 95.
12" Vgl . dazu z.B . EGMR (Grosse Kammer), Bottazzi gegen Italien, Urteil vom 28 . Juli 1999, Appl.

Nr. 34884/97. § 22.
EGMR (Grosse Kammer), VgT gegen die Schweden (An . 2), § 98 .
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Diesen Ausführungen der GrosSen Kammer ist zuzuStimmen . ES Sind in der Tat keine
Gründe erSichtlich, weShalb daS IntereSse des VgT und der Öffentlichkeit an der
AuSstrahlung deS WerbeSpotS acht Jahre später weSentlich geringer Sein Sollte alS

zuvor . DieS zeigt sich umso mehr an der zunehmenden Wichtigkeit öffentlicher De-
batten über den Umwelt- und Tierschutz nicht nur in der Schweiz, sondern auch auf
internationaler Ebene . Erinnert Sei an dieSer Stelle stellvertretend für andere BeiSpie-
le an die anhaltende DiSkuSSion über den Klimawandel, innerhalb derer auch die
MaSsentierhaltung der Moderne eine erhebliche Rolle Spielt . 128

AbSchlieSSend iSt feStzuhalten, daSS der VerweiS auf einige problematiSche Punkte in
der Begründung der festgestellten neuerlichen Verletzung von Art . 10 EMRK durch
die GroSSe Kammer luv ihr Urteil gleichwohl nicht alS unzulän g lich qualifizieren läSSt.
Der EGMR unterSucht die ihm vorgelegten Sachverhalte nicht nur in autonomer AuS-
legung, Sondern auch im GesamtzuSammenhang der Konvention . DieSe Betrach-
tungSweise ist auch für die Beurteilung konventionSrelevanter nationaler GeSchehniS-
se massgeblich . 130 Im Fall VgT wurde dem Beschwerdeführer von allen staatlichen
InStanzen geStützt auf prozesSrechtliche Begründungen über acht Jahre hinweg StetS
die AuSStrahlung SeineS SpotS verweigert ; im ReSultat ist es trotz deS ersten EGMR-
Urteils nicht zu einer AuSStrahlung deS WerbefilmS gekommen . Die Qualifizierung
dieSer anhaltenden Verweigerung alS neuerliche Verletzung von Art . 10 EMRK ent-
Spricht im ErgebniS der dargelegten gefestigten Rechtsprechung des EGMR, den an-
dauernden Charakter einer Konventionsverletzung im Zuge der Umsetzung eineS Ur-
teilS nicht nur als neue TatSache und damit alS Eintretensmöglichkeit, sondern
darüber hinauS oftmalS auch alS starkes Indiz für eine neuerliche KonventionSver-
letzung anzuSehen . 131

V. Würdigung

„The Court reiterates that the Convention rauSt be read as a whole " ; 13'- dieSer Grund-
Satz der GroSsen Kammer iSt AuSgangSpunkt und Leitlinie für die komplexen RechtS-
fragen des FalleS VgT gegen die Schweiz vor der GroSSen Kammer und gleichermaS-
sen die Maxime deS GerichtShofS, den effektiven GrundrechtSSchutz in Europa
gewährleiSten zu können . DaS durch diesen GrundSatz geprägte Urteil der GroSsen
Kammer iSt in vielerlei Hinsicht eine wichtige EntScheidung . Die Beantwortung der

128 Vgl . dazu unter vielen z .B . .Massentierhaltung schadet Klima”, Handelsblatt vom 11 . November
2009, http

://www.handelsblatt.conVtechnologie/forschung/massentierhaltung-schadet-klima;1383819; zuletzt besucht am 12 . November 20(1`1.
' 'y Vorne, IV.D.3.
10 Vgl . dazu vorne III .B .3 und IV .D .3.

Vgl . dazu vorne III.B.2 und 3.
132 EGMR (Grosse Kammer) . VgT gegen die Schweiz (An . 2), § 83.
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durch den Fall aufgeworfenen Fragen wird innkünftig nicht nur für die Schweiz, Son-
dern auch für die übrigen VertragSstaaten von weit reichender Bedeutung Sein.

Die folgenden Punkte erScheinen alS zentrale Aussagen des Urteils und konkretiSie-
ren daS Prinzip deS effektiven GrundrechtSSchutzeS:

ErstenS hat der GerichtShof im Sinne einer dynamiSchen KonventionSauSlegung Seine
PoSition gegenüber dem Ministerkomitee hinSichtlich der Überwachung der Um-
setzung von EGMR-Urteilen gestärkt . AngeSichtS der Grundziele und des Gesamtzu-
SammenhangS der EMRK zur GewährleiStung eineS effektiven GrundrechtSSchutzeS
erScheint die Betonung der Kompetenzen deS GerichtShofeS gegenüber dem MiniSter-
komitee im vorliegenden Fall VgT als Sachlich gerechtfertigt .133 Auch die RechtSpre-
chung zu den Verpflichtungen der MitgliedStaaten für die UmSetzung der EGMR-
Urteile nach Art . 46 AbS . 1 EMRK ist biS anhin nicht abschlieSsend definiert . DaS
VgT-Urteil der Grossen Kammer öffnet daS Feld für eine weitergehende und eine
intenSivere Überwachung der UrteilSumSetzung in den MitgliedStaaten.

ZweitenS wird die enorme Bedeutung, die der GerichtShof der Freiheit der Mei-
nungsäusSerung innerhalb der Grundfreiheiten zumiSSt. im EntScheid der GroSSen
Kammer VgT' gegen die Schweiz erneut bekräftigt, möglicherweiSe Sogar erweitert.
Die urSprünglich alS Abwehrrecht konzipierte MeinungSäuSSerungsfreiheit im Sinne
von Art . 10 EMRK vermag für die MitgliedStaaten positive Verpflichtungen im dar-
gelegten, beträchtlichen Umfang zu statuieren, gerade im Bereich von geSellSchaft-
lich unbequemen oder störenden kritischen AnSichten . Die Rechtsform der Sich aus
der EMRK ergebenden poSitiven Verpflichtung, die bis anhin durch die Praxis deS
EGMR nicht exakt definiert wurde, erhält durch das Urteil im Fall VgT gegen die

Schweiz deutlichere Konturen . Für den Einzelfall gilt, dasS die alS Reaktion auf die
stetig präsente Fleischwerbung im Schweizer Fernsehen geplante Ausstrahlung eines
WerbeSpotS, der eine Reduzierung des FleiSchkonSums nahe legt inSbeSondere bei
fehlendem Vorbringen entgegenstehender überwiegender öffentlicher InteresSen zu-
läSSig Sein muSS.

DrittenS beinhaltet das VgT-Urteil der Grossen Kammer weSentliche AuSführungen
zum ZuSammenhang von formellen BeSchwerdevorausSetzungen und materiellen
Grundrechten . Die groSSzügigere Handhabung der ProzeSSvoraussetzungen durch den
EGMR im Fall VgT stellt ein auf den Einzelfall bezogeneS, typiScheS BeiSpiel des
Prinzips der Einzelfallgerechtigkeit vor dem EGNIR dar . Am Fall VgT gegen die

Schweiz zeigt sich die divergierende Kognition des EGMR, der prozessuale Be-
dingungen StetS unter dem Gesichtspunkt der zur Frage Stehenden materiellen Frei-
heitSrechte prüft . DieSe PraxiS räumt dem GerichtShof eine weitere Überprüfungsbe-
fugnis in der Sache ein, als Sie daS Schweizerische Bundesgericht in seiner

"' Vorne . 111 .B .2 und 3 .
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Rechtsprechung anwendet : möglicherweise wird Sich daS Urteil der GroSSen Kammer
deS EGMR deShalb auf nationaler Ebene in der DiskuSSion um eine groSSzügigere
Eintretenspraxis im Bereich der formellen BeschwerdevorausSetzungen in Grund-
rechtSfällen konkretiSieren . Die EntScheidung der GroSSen Kammer stellt insofern
einen wichtigen Anwendungsfall für eineS der Ziele deS StraSSburger Gerichtshofes
dar, GrundrechtSverwirklichung durch OrganiSation und Verfahren zu erreichen.

ES bleibt abzuwarten, wie sich die vom Gerichtshof gerade im Bereich der Mei-
nungSäusSerungSfreiheit geforderte Sensibilisierung auf nationaler Ebene innkünftig
juristiSch auSzudrücken vermag.
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